
Ulrike Janßen

Wählergemeinschaft  Leben im Zentrum

Dr. Bruno Schwarz

F r a k t i o n  L I Z . L I N K E
L o r s c h e r  S t r a ß e  8

64646 Heppenheim/Bergstraße

email: liz.linke@Janssen-Heppenheim.de

Ulrike Janßen Dr. Bruno Schwarz

Tel.: (06252) 913440 (06252) 2769

Fax: (06252) 913441 (06252) 126985

Seitenzahl: 1 von:    96

M I N D E R H E I T E N B E R I C H T
zum Akteneinsichtsausschuß Stadtbus

Thema: Stadtbus Heppenheim

Anlaß: Die Weigerung seit 2011 von Bürgermeister Burelbach und
Magistrat den Stadtverordneten Informationen zur Einrichtung des
Stadtbusses und den vertraglichen Regelungen zukommen zu
lassen, obwohl die Unwirtschaftlichkeit und schlechte Auslastung
des Stadtbusses offensichtlich ist.

Kommunalwahlperiode 2011 bis 2016

Ausschußdauer 13.2.2014 bis 3.11.2014

Fraktion LIZ.LINKE

Berichterstatter Ulrike Janßen (WG LIZ)

Inhaltsverzeichnis

Hintergrund, Einführung     S. 2

Anlaß des Ausschusses     S. 2

Aufgabenstellung und Konstituierung     S. 3

Arbeit des Akteneinsichtsausschusses     S. 6

Unterlagen     S. 10

Ergebnis der Akteneinsicht     S. 11
– Allgemeine Feststellungen – S.11

– Vorgeschichte des Stadtbusses bis Konzessionsvergabe aus Unterlagen und Presseberichten – S. 11
– Konzessionsvergabe Linienbetrieb – S. 13

– Linienbetrieb – S. 15

Feststellungen zum Untersuchungsauftrag     S. 17

Schlußwort / Fazit     S. 21

Übersicht Presseartikel    S. 22

Übersicht Unterlagen / Schriftverkehr     S. 23

Pressespiegel     S. 24 bis 36

Anhang Schriftverkehr     S. 37 bis 96



Fraktion  L I Z . L I N K E

Datum:  9. März 2015, Seite 2 von 96

Hintergrund, Einführung
Die Stadtbuslinie in Heppenheim war seit Mitte der 1990er Jahre in der öffentlichen Diskussion und
wurde unter Bgm. Herbert (SPD) in der Kommunalwahlperiode 2006 bis 2011 eingerichtet. Konzep-
tion und Auftragsvergabe der Stadtbuslinie waren von Anbeginn in der Öffentlichkeit stark umstritten.
Vor, während und nach Vertragsabschluß äußerten sich Magistrat und Bgm. Herbert (SPD) und nach
ihm Bgm. Burelbach (CDU) widersprechend über die vertraglichen Bindungen und verweigerten mehr-
fach Auskünfte.
Seit Aufnahme der Stadtbuslinie 679 am 12.12.2010 nahm die öffentliche Kritik an der Linienführung
aufgrund sehr geringer Auslastung zu. Werbemaßnahmen von Betreiber und Stadtverwaltung blieben
erfolglos. Der weitgehend leer fahrende Bus wird begleitet von kritischen Stellungnahmen, Verbesse-
rungsforderungen und –vorschlägen der Bürger, über Stadtratsscherze in der Fastnachts-Bütt, bis
Forderungen auf Betriebseinstellung. Auch kostenlose Angebote, wie zum Weinmarkt 2011/12 und
Stadtkirchweih änderten nichts an der geringen Auslastung.
Die von den jeweiligen politischen Mehrheiten
mehrfach behauptete Kündigungsmöglichkeit
nach Probebetrieb (Ende 2012), wurde nicht
wahrgenommen. Nach Kündigungsfristablauf in
2013 wurde von Bgm. Burelbach und Verwaltung
behauptet, daß die Ausstiegsklauseln eine vorzei-
tige Kündigung nicht erlauben würden.

Während bei Betriebsaufnahme ein moderner
Niederflurbus mit Stadtbus-Heppenheim-Werbung
beworben und auch eingesetzt wurde (s. rechts),
bedienten nach kurzer Zeit unattraktive Kleinbusse
oder Standart-/Solobusse die Linie 679. Der Ein-
satz von Standartbussen führte angesichts der Linienführung durch beengte Straßen, wie in der
Kolpingstraße, noch dazu entgegen der Einbahnstraße, zu Verkehrsproblemen (s. Pressespiegel).

Anlaß
Angesichts der Leerfahrten thematisierte die LIZ.LINKE-Fraktion den Stadtbusbetrieb zunächst mit
Anfrage vom 12.5.2011, um zu klären was die Wirtschaftlichkeitsberechnung angibt, bzw. ob über-
haupt eine angefertigt wurde, wie die vertraglichen Bindungen zum eingesetzten und beworbenen
Bus aussehen, sowie um Nachweis der Fahrgastzählungen. Der Magistrat verwies in seiner Antwort
vom 19.9.2011 (32-AF-0015/2011) auf den neuen Fahrplan, ohne inhaltlich Stellung zu nehmen. Auf
die Kritik erfolgte eine weitere Magistratsantwort am 24.10.2011 (32-AF-0015/2011) mit Fahrgastan-
gabe, jedoch ausschließlich für die Woche vom 26.9 bis 2.10.2011 und nur pauschal mit 328 Stadt-
busnutzern. Am 13.3.2012 wurde von der CDU-FWHPINI-FDP-Koalition ein Antrag (32-AT-0014/
2012) eingebracht, der die Verwaltung beauftragte, ihre eigenen Planungen zu überprüfen und Ver-
besserungsvorschläge für den „Geisterbus“ vorzulegen. Auf der Stadtverordnetenversammlung am
15.5.2012 wurde dieser mit 34-Ja gegen die 2-Nein-Stimmen der LIZ.LINKE-Fraktion beschlossen,
die diese als Schauantrag ansah. Die LIZ.LINKE-Fraktion verlangte den Gebrauch der Ausstiegs-
klausel und setzte sich für eine „sinnvolle Gesamtkonzeption der Buslinien incl. Stadtteile“ ein. Die
Übermittlung von Nutzungsdaten wurde weiter verweigert. Die Magistratsantwort (2012-0161) vom
16.5.2013 beinhaltete eine Darstellung der Gesamtsituation mit Nennung von 82 Fahrgästen/Tag
aufgrund einer Betreiberzählung vom 10.11. bis 6.12.2012, die durch stadteigene Zählungen im
April 2013 bestätigt worden wären („rd. 20.000 Fahrgäste im Jahr“) zu ehemals 16 Fahrgäste/Monat
der beiden ehemaligen innerstädtischen Ruftaxilinien 6939 und 6940, eine Abwägungsauflistung von
Änderungsmöglichkeiten, Kosten des Heppenheimer ÖPNV mit Zuschußbedarf für die Linie 679
von rd. 160.000 € mit einem verbleibenden Eigenanteil der Stadt HP von 54.000 EUR, Wiedergabe
der Stellungnahmen von Konzessionsgeber (VRN), Linienbetreiber (NVS) und Kreis Bergstraße,
sowie dem Fazit, daß rechtliche Bindungen und wirtschaftliche Anforderungen Änderungen entge-
genstünden und der Heppenheimer „Linienmix einen Leistungsvergleich mit anderen Städten nicht
scheuen müßte“. Zur Verbesserung der Gesamtsituation sollte eine positivere Mediendarstellung
betrieben werden, vor weiteren Beschlußfassungen jedoch die testierte Rückmeldung des Linienbe-

Beworbener Stadtbus Iveco daily XXL, 21 Sitzplätze
ca. 8,5 m lang (Midibus).
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treibers abgewartet werden, die evtl. Auswirkungen auf den bestehenden Vertrag habe. In Reaktion
auf die Magistratsvorlage wird mit 28-Ja bei 6 Enthaltungen von LIZ.LINKE und GLH auf Antrags-
grundlage der Koalition in der Stadtverordnetenversammlung am 27.6.2013 beschlossen, daß der
Magistrat gebeten wird „mit dem Betreiber der Stadtbuslinie 679 Verhandlungen aufzunehmen mit
dem Ziel, mögliche Einsparpotentiale bei den Betriebskosten der Linie aufzuzeigen, um den Zuschuß-
bedarf der Stadt Heppenheim möglicherweise reduzieren zu können.“ Die hierzu von der Verwaltung
erarbeitete und vom Magistrat abgelehnte Beschlußvorlage (2013-0299) vom 23.10.2013 schlägt
eine Kostenreduzierung um 19.000 € bei einem Heppenheimer Einsparungsanteil von 6.500 € durch
Leistungsreduzierungen im Fahrplanangebot vor: Streichung der letzten drei, Sonntags aller Fahrten.
Als Ergänzung wurde eine Anlage vom 30.10.2013 beigelegt nach dem die Stadt „einen festen Zu-
schuß in Höhe von rd. 160.000 EUR pro Jahr an den Konzessionsgeber VRN“ zahlt und „mit Wirkung
01.06.2013 sondervertraglich bedingte Kostenerhöhung von rd. 30.000 EUR pro Jahr“ zu überneh-
men hat, also einen „Gesamtausgabebedarf ab 2014 rd. 190.000 EUR.“ Weil seitens des Magistrats
wieder keine substantiellen Informationen geliefert wurden, stellte die LIZ.LINKE-Fraktion auf der
Bauausschußsitzung vom 19.11.2013 (Top 13 Stadtbuslinie 679; Kostenreduzierung beim Produkt
1207010 Vorlage 2013-0299) den Antrag „Der Magistrat wird aufgefordert, der Stadtverordnetenver-
sammlung 1. den Konzessions- und 2. den Sondervertrag für den Stadtbus Linie 679 vorzulegen.
Desweiteren sind die Vertragsbestandteile der überörtlichen Konzessionsverträge mitzuteilen, die
die Linienführungen in Heppenheim betreffen“, welcher mit 1-Ja (LIZ) / 7-Nein (CDU-Koalition, SPD) /
und 2-Enthaltungen (SPD, GLH) abgelehnt wurde.

Weiterer LIZ.LINKE-Antrag „Der Stadtbus wird aus wirtschaftlichen und ökologischen Gründen um-
gehend so lange eingestellt bis ein sinnvolles, wirtschaftliches und für Fahrgäste attraktives Konzept
vorliegt“ wurde mit 1-Ja (LIZ) / 9-Nein (CDU-Koalition, SPD, GLH) / 0-Enthaltungen abgelehnt.

Weiterer Antrag der GLH-Fraktion „Die Stadtverordnetenversammlung bittet den Magistrat eine über-
fraktionelle Arbeitsgruppe, unter Einbindung von Experten, zur Erarbeitung eines ÖPNV-Netzes für
Heppenheim zu bilden“, wurde mit 9-Ja (CDU-Koalition, SPD, GLH) / 0-Nein / 1-Enthaltung (LIZ)
beschlossen, während die Beschlußvorlage der Verwaltung (2013-0299) mit 1-Ja (LIZ) bei 9 Nein-
Stimmen abgelehnt wurde.
Hieraufhin stellte die LIZ-LINKE-Fraktion am 22.11.2013 ihr Verlangen auf Akteneinsicht (2013-0355),
den Stadtverordnetenvorsteher Wondrejz (CDU) entgegen dem Kommunalrecht nicht auf die Tages-
ordnung der Stadtverordnetenversammlung am 5.12.2013 setzte und verweigerte die nachträgliche
Aufnahme. Auf gleicher Versammlung wurde der GLH-Antrag (2013-299/1) auf Einsetzung einer
Arbeitsgruppe mit 33-Ja-Stimmen / 2-Nein-Stimmen LIZ-LINKE / 0 Enthaltungen beschlossen, womit
die CDU-Koalition der Meinung war, die Akteneinsicht würde sich erübrigen.

Aufgabenstellung und Konstituierung

22.11.2013 Akteneinsichtsverlangen
Die LIZ.LINKE-Fraktion verlangte am 22.11.2013 einen Akteneinsichtsausschuß nach § 50 (2) HGO
über die Vertragsgrundlagen des Stadtbusses, Linie 679.

Auftragsgegenstand: 1. Untersuchung der Einrichtung eines Stadtbusses für die Stadt Heppen-
heim mit Vertragsabschluß.

benötigte Unterlagen: 1. Alle in Zusammenhang mit dem Stadtbus stehenden Unterlagen (Ange-
bote, Schriftverkehr, Planungen, Untersuchungen u.a.m.).

2. Wirtschaftlichkeitsberechnung und Fahrgastzählungen.
3. Alle mit dem Stadtbus zusammenhängenden Verträge insbesondere:

Konzessionsvertrag/Vertrag und Sondervertrag.
4. Alle Akten zur Festlegung der vertraglich festgelegten Linienführung.

Ausschuß/Einsicht Als Akteneinsichtsausschuß soll der Bauausschuß bestimmt werden.

Begründung:
Der Magistrat verweigert den Stadtverordneten seit 2011 angefragte Informationen und teilte die un-
terschiedlichen vertraglichen Bindungen nicht mit. Insbesondere herrscht Unklarheit über Kündigungs-
fristen und -bedingungen, sowie über Umfang und Möglichkeiten von Leistungsreduzierungen. Der
Akteneinsichtsausschuß ist notwendig:
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1. Zur Kontrolle der widersprüchlichen Magistratsaussagen.
2. Zur Beurteilung von Möglichkeiten und Handlungsspielräumen einer möglichen Arbeitsgruppe.
3. Zur Kontrolle der Stadtverwaltung, ob der Stadtverordnetenbeschluß zur Einrichtung der Stadt-

buslinie beschlußkonform durchgeführt wurde.
4. Zur Kontrolle der Wirtschaftlichkeit und ob gegen Haushaltsrechtsgrundlagen verstoßen wurde.

Der Ausschußvorschlag wurde von der Stadtverordnetenversammlung am 12.2.2014 verlangens-/
vorschlagsgemäß mehrheitlich angenommen.

5.12.2013 Stadtverordnetenversammlung
Zunächst nahm Stadtverordnetenvorsteher Wondrejz (CDU), der als Stadtrat und Vertreter des Bgm.
der Kommunalwahlperiode 2005-2011 für die Stadtbuslinie mitverantwortlich zeichnete, den verlang-
ten Akteneinsichtsausschuß Stadtbus (2013-0355) nicht auf die Tagesordnung der Stadtverordne-
tenversammlung am 5.12.2013 und lies das Verlangen nur als Tischvorlage verteilen. Er begründete
die, trotz fristgerechten Eingangs, bewußte Nichtbehandlung damit, daß:
– seine Anfrage an die LIZ.LINKE, welche offenen Fragen die Fraktion noch reklamieren würde,

unbeantwortet blieb;
– die HGO nichts darüber aussagen würde, daß die Aufnahme zwingend auf der dem Verlangen

anschließenden Sitzung zu behandeln wäre;
– er bezüglich der Rechtmäßigkeit noch Fragen an den Städtetag hätte, deren Beantwortung noch

nicht vorliege;
– er die Vorlage auf die Tagesordnung nehmen könne, soweit eine ⅔ Mehrheit dies wünschen würde.

Eine Abstimmung über die verlangte Aufnahme führte Stadtverordnetenvorsteher Wondrejz (CDU)
jedoch nicht durch.

17.12.2013Kommunalaufsichtsbeschwerde  gegen  rechtswidriges  Vorgehen  des  Stadtverord-
netenvorsteher Wondrejz (CDU)

Aufgrund der offensichtlichen Falschangaben gegenüber der Stadtverordnetenversammlung – die
Fraktion hatte mit Schreiben vom 2.12.2013 geantwortet und Stadtverordnetenvorsteher Wondrejz
auf sein rechtswidriges Vorgehen hingewiesen – reichte die LIZ.LINKE-Fraktion am 17.12.2013
Kommunalaufsichtsbeschwerde ein (s. Anlage).

12.2.2014 Stadtverordnetenversammlung
CDU-Fraktionsvorsitzender Semmler beantragt den Tagesordnungspunkt Akteneinsichtsausschuß
Stadtbus von der Tagesordnung abzusetzen, weil die Begründung „irreführende, fadenscheinige und
der Wahrheit nicht dienende Angaben“ enthielte, alle Fragen der LIZ.LINKE-Fraktion seien sachge-
recht und ausführlich durch zwei Mitteilungsvorlagen beantwortet und es würde eine Arbeitsgruppe
Stadtbus eingerichtet werden.

Da er weitergehend inhaltlich zum Verlangen Stellung nimmt, wird Stadtverordnetenvorsteher
Wondrejz (CDU) vom Stadtverordneten Dr. Schwarz (LIZ.LINKE-Fraktion) auf das Kommunalrecht
hingewiesen, nach dem die Akteneinsicht durchzuführen ist und bei der Sitzungseröffnung keine in-
haltlichen Stellungnahmen zugelassen sind. Stadtverordnetenvorsteher Wondrejz (CDU) weist dies
zurück und führt aus, daß es zwar ein Recht auf Akteneinsicht gäbe, aber nicht auf einen Durchfüh-
rungszeitpunkt, weswegen es seine Angelegenheit sei, darüber zu befinden, wann sich die Stadtver-
ordnetenversammlung damit befaßt. Er läßt in der Aussprache trotz Einwand von GLH-Fraktionsvor-
sitzenden Müller auf das „verbriefte Recht“ der Durchführung, fortfahren.

Frau Janßen (LIZ.LINKE) weist nochmals auf die Rechtslage hin.

Herr Dr. Greif (FWHPINI) macht die „interfraktionelle Arbeitsgruppe“ geltend, weswegen die „Akten-
einsicht abgesetzt worden“ wäre.

Herr Semmler (CDU) macht weiter geltend, daß es nicht um die Beschneidung von Rechten ginge,
sondern das laufende Verfahren und die gelieferten Informationen gegen eine Durchführung sprechen
würden. Der Magistrat soll das Verlangen erst auf seine Rechtmäßigkeit prüfen.

Herr Müller (GLH) stellt an die Koalition die Frage, „wie man mit Fraktionen umgeht, die man auf den
Tod nicht leiden mag.“

Herr Wondrejz (CDU) entgegnet ihm, daß Anträge nach GO abgesetzt werden können, würde das
aber prüfen lassen.
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Herr Dr. Schwarz (LIZ.LINKE-Fraktion) weist nochmals darauf hin, daß es sich nicht um einen An-
trag, sondern um ein Verlangen handelt, eine inhaltliche Diskussion daher nicht zulässig ist.

Herr Dr. Greif (FWHPINI) entgegnet, daß Herr Wondrejz das Recht zustehe, sich inhaltlich zu infor-
mieren und daher keine Gründe zur Beschwerde vorliegen.

Der Absetzungsantrag der CDU-Koalition wird mit 18-Ja-Stimmen (CDU, FWHPINI, FDP) gegen
18-Nein-Stimmen (LIZ.LINKE, SPD, GLH) aufgrund Stimmengleichheit abgelehnt.

Der Antrag der LIZ.LINKE-Fraktion auf Einsetzung des BUS als Akteneinsichtsausschuß wird mit
14-Ja- (LIZ.LINKE, SPD, GLH), 3-Nein-Stimmen (SPD) und 20 Enthaltungen (CDU, FWHPINI, FDP,
SPD) beschlossen.

Dem Bauausschuß gehören an Fraktion:

Herr Neumann (Ausschußvorsitzender) SPD
Herr Schäfer (stellv. Vorsitzender) CDU
Herr Dr. Ringleb (2. stellv. Vorsitzender) FWHPINI
Herr Bitsch CDU
Frau Gösch CDU
Herr Semmler CDU
Frau Bender SPD
Frau Guttmann SPD
Herr Kramer CDU-Hospitant (FDP)
Frau Graubner GLH
Frau Janßen LIZ.LINKE

18.3.2014 Bau-, Umwelt- und Stadtentwicklungsausschu ß
Anwesend: Herr Neumann (SPD), Frau Bender (SPD), Frau Benyr (CDU), Herr Bitsch (CDU), Frau
Graubner (GLH), Frau Guttmann (SPD), Frau Janßen (LIZ.LINKE), Frau Ludwig (CDU), Herr Dr.
Ringleb (FWHPINI), Herr Semmler (CDU), Herr Serdani (CDU).

Auf der der Stadtverordnetenversammlung folgenden BUS-Sitzung am 18.3.2014 setzte Ausschuß-
vorsitzender Neumann (SPD) den Top Akteneinsichtsausschuß Stadtbus nicht auf die Tagesordnung.

Nach Kritik am Fehlen des Top durch Frau Janßen (LIZ), stellte sie den Antrag, die Konstituierung
des Akteneinsichtsausschuß Stadtbus auf die Tagesordnung zu nehmen. Der Antrag wurde mit 1-
Ja-Stimme (LIZ), 9-Nein-Stimmen (CDU, FWHPINI, FDP, SPD) und einer Enthaltung (GLH) ange-
lehnt. Die Sitzung wird um 22:00 Uhr geschlossen.

Eine Akteneinsicht war in dieser Sitzung nicht möglich.

21.3.2014 Kommunalaufsichtsbeschwerde gegen rechtswi driges Vorgehen des BUS-Vor-
sitzenden Neumann (SPD)

Aufgrund der offensichtlichen rechtswidrigen Nichtaufnahme auf die Tagesordnung und Abstimmung
über die Konstituierung des Ausschusses durch BUS-Vorsitzenden Neumann (SPD) reichte die
LIZ.LINKE-Fraktion am 21.3.2014 Kommunalaufsichtsbeschwerde ein (s. Anlage – veröffentlicht,
weil BUS-Vorsitzender Neumann SPD den Vorgang selbst veröffentlichte).

2.4.2014 Schreiben des BUS-Vorsitzenden Neumann an d en Stadtverordnetenvorsteher
Wegen angeblich „diffamierend falschen Angaben“ wendet sich Ausschußvorsitzender Neumann
(SPD) mit Schreiben vom 2.4.2014 an den Stadtverordnetenvorsteher mit der Forderung, eine
Richtigstellung der in der Kommunalaufsichtsbeschwerde von Frau Janßen (LIZ) aufgestellten
Behauptungen zu erwirken, u.a. weil „die Aussage: „Der Ausschussvorsitzende weigert sich den
Stadtverordnetenbeschluß umzusetzen“ unwahr wäre und geeignet sei ihn „als Ausschussvorsitzen-
den, aber auch als Person in Misskredit zu bringen“ (s. Anlage – veröffentlicht weil BUS-Vorsitzender
Neumann SPD den Vorgang selbst veröffentlichte).

8.4.2014 Bau-, Umwelt- und Stadtentwicklungsausschuß  – Sondersitzung wegen Top
Klimaschutzgutachten

Anwesend: Herr Neumann (SPD), Frau Bender (SPD), Herr Bitsch (CDU), Frau Gösch (CDU), Frau
Graubner (GLH), Frau Guttmann (SPD), Frau Janßen (LIZ.LINKE), Herr Kramer (Hospitant), Herr
Dr. Ringleb (FWHPINI), Herr Schäfer (CDU), Herr Semmler (CDU).
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Erneut setzte BUS-Vorsitzender Neumann (SPD) den Akteneinsichtsausschuß nicht auf die Tagesord-
nung. Mit Eröffnung der Sitzung erklärte er, dies bewußt nicht getan zu haben, weil eine Beschwerde
der LIZ.LINKE-Fraktion bezüglich der Behinderung beim Akteneinsichtsausschuß Stadtbus bei der
Kommunalaufsicht anhängig sei. Er habe hierzu bereits Stellung genommen; desweiteren werde
voraussichtlich der Stadtverordnetenvorsteher über die Sache informieren.

Frau Janßen (LIZ) erneuerte das Verlangen nach der Konstituierung des Akteneinsichtsausschusses
Stadtbus. Die Konstituierung wird vom Ausschußvorsitzenden Neumann (SPD) mit der Begründung
abgelehnt, daß der BUS bestimmt worden wäre, dieser konstituiert sei und eine Neukonstituierung
für die Akteneinsicht daher entbehrlich ist. Unter Verschiedenes fragte Frau Janßen nochmals an,
wann die Akteneinsicht Stadtbus durch den BUS-Ausschuß vorgenommen werden könne. Auf Nach-
frage von Frau Janßen, ob er sich um die Bereitstellung der Akten gekümmert hätte, bzw. wann diese
zur Verfügung stehen, antwortete er, daß er die Nachricht der Stadtverwaltung abwarte, die ihm
noch nicht vorliegt.

Eine Akteneinsicht war auch in dieser Sitzung nicht möglich.

9.4.2014 Schreiben des Stadtverordnetenvorstehers Wo ndrejz an LIZ.LINKE-Fraktion
In Übernahme der Forderungen von BUS-Vorsitzenden Neumann bittet Stadtverordnetenvorsteher
Wondrejz (CDU) unter Terminsetzung mit Schreiben vom 9.4.2014 „zur Vermeidung eines gegen
die Falschbehauptungen gerichteten klageweisen Vorgehens ... um ... Richtigstellung Ihrer Behaup-
tungen gegenüber den bisherigen Verfahrensbeteiligten bis zum 9.5.2014.“ (s. Anlage incl. LIZ.LINKE-
Antwort vom 12.4.2014– veröffentlicht, weil BUS-Vorsitzender Neumann SPD den Vorgang selbst
veröffentlichte)

10.4.2014 Kommunalaufsicht  zum  Verhalten  des  Stadtverordnetenvorstehers  Wondrejz  (CDU)
Die Kommunalaufsicht stellte am 10.4.2014 fest, daß Stadtverordnetenvorsteher Wondrejz (CDU),
entgegen seinen Einlassungen, kein materielles Prüfungsrecht zusteht und er die Angelegenheit auf
die Tagesordnung hätte setzen müssen. Desweiteren wurde festgestellt, daß die bemängelten in
der Niederschrift nicht aufgenommenen „Ereignisse unter den Begriff des wesentlichen Inhalts der
Verhandlung fallen und in der Niederschrift hätten vermerkt werden müssen“.

Stadtverordnetenvorsteher Wondrejz (CDU) wurde bereits in vorangegangen Akteneinsichtsaus-
schüssen auf die Anforderungen ‚in Kenntnis‘ gesetzt.

24.4.2014 Kommunalaufsicht zum Verhalten des BUS-Vor sitzenden Neumann (SPD)
Die Kommunalaufsicht stellte mit Schreiben vom 24.4.2014 fest, daß bezüglich des „Verlangen auf
Einsetzen eines Akteneinsichtsausschusses ... der Stadtverordnetenvorsteher und die Stadtverord-
netenversammlung ... keine Prüfungs- bzw. Versagungskompetenz“ haben. „Die Akteneinsicht ...
darf nicht durch eine unsachliche Veränderung des Untersuchungsauftrages oder sonstige Maß-
nahmen verzögert werden. ... (es) hätte in der Sitzung des BUS-Ausschusses vom 18.3.2014 fest-
gelegt werden können, in welcher Form die Akteneinsicht erfolgen solle, unabhängig davon, ob die
Akten schon zur Einsicht vorgelegen hätten oder nicht. ... Desweiteren ist auch festzustellen, dass
auch der Vorsitzende eines Ausschusses kein eigenes Prüfungsrecht oder Recht auf Festlegung,
wie und wann der festgelegte Ausschuss in die Akteneinsicht einsteigt, besitzt. ... Ich werde daher
den Vorsitzenden des BUS-Ausschusses bitten, den Tagesordnungspunkt auf ‚Akteneinsicht Stadt-
bus‘ auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Ausschusses aufzunehmen.“

Auf die Feststellungen erfolgte eine Dienstaufsichtsbeschwerde von Herrn Neumann gegen die
Kommunalaufsicht (s. Anlage – veröffentlicht, weil BUS-Vorsitzender Neumann SPD den Vorgang
selbst veröffentlichte).

BUS-Vorsitzender Neumann (SPD) hatte bereits Akteneinsichtsausschüsse geleitet, die er konträr
zur aktuellen Verhandlung führte.

Arbeit des Akteneinsichtsausschusses

Die Akteneinsicht wurde in 5 öffentlichen BUS-Ausschußsitzungen behandelt. In 4 öffentlichen Sit-
zungen mit ca. 7 Stunden war es 11 Ausschußmitgliedern möglich, bei mehrfachen Unterbrechungen
und störender Unruhe, die Prüfung der in 3 Ordnern zusammengestellten Akten vorzunehmen.
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20.5.2014 Bau-, Umwelt- und Stadtentwicklungsausschu ß – Konstituierung Akteneinsichts-
ausschuß

Anwesend: Herr Neumann (SPD), Herr Bitsch (CDU), Herr Eisermann (SPD), Frau Gösch (CDU),
Frau Graubner (GLH), Frau Guttmann (SPD), Frau Janßen (LIZ.LINKE), Herr Kramer (Hospitant),
Herr Dr. Ringleb (FWHPINI), Herr Schäfer (CDU), Herr Semmler (CDU).
Die Akteneinsicht steht unter Top 4 der BUS-Sitzung am 20.5.2014 auf der Tagesordnung. Ausschuß-
vorsitzender Neumann (SPD) stellte den Umfang der Akten mit drei Leitz-Ordnern fest und bat um
Vorschläge, wie die Einsicht vonstatten gehen solle. Während Frau Janßen (LIZ.LINKE) eine Einzel-
einsichtnahme in den Räumen der Verwaltung beantragt („Die Akteneinsicht wird in Einzeleinsicht-
nahme in den Räumen der Verwaltung bewerkstelligt. Die Verwaltung wird beauftragt hierfür Termine
bekannt zu geben.“), wollte Herr Semmler (CDU) die Akten gemeinsam in der öffentlichen Sitzung
einsehen („Die Akten werden im Ausschuss als gesamtes Gremium eingesehen.“). Erster Antrag
wurde mit 4-Ja (LIZ.LINKE, SPD), 6-Nein (CDU, FWHPINI, FDP) und 1-Enthaltung (GLH) abgelehnt.
Zweiter wurde mit 6-Ja- (CDU, FWHPINI, FDP), 1-Nein-Stimme (LIZ.LINKE) und 4-Enthaltungen
(SPD, GLH) beschlossen.
Herr Neumann wies daraufhin, daß man sich mit der Verwaltung vor Aufruf des Tagesordnungs-
punktes abstimmen müsse, ob schützenswerte Interessen Dritter durch den Akteninhalt berührt sein
könnten, so daß im Falle die Öffentlichkeit auszuschließen wäre. Des Weiteren führte er aus, daß
nach Auskunft der Verwaltung „Akteneinsicht grundsätzlich in öffentlicher Sitzung“ stattfinde.
Frau Janßen (LIZ.LINKE) wies darauf hin, daß BUS-Vorsitzender Neumann (SPD) die Ausschuß-
arbeit kommunalrechtswidrig behindert, legte ihm den Rücktritt nahe und kündigte bei Beibehalt des
Vorsitzes einen Abwahlantrag wegen parteiischer und rechtswidriger Vorgehensweise an. Den Frak-
tionsvorsitzenden wurde eine Kopie des Kommunalaufsichtsschreibens übergeben. BUS-Vorsitzender
Neumann (SPD) führte aus, daß die Kommunalaufsichtsbeschwerde nicht abgeschlossen sei und
entzog Frau Janßen das Wort, als diese die Feststellungen der Kommunalaufsicht verlesen wollte.
Sie kritisierte die abweichend von bisherigen Verfahren beschlossene Einsichtnahme im Ausschuß
und führte ein Schreiben des Hessischen Städtetages an Verwaltungsmitarbeiterin Wörtche-Glöckner
an, nach dem die Akteneinsicht grundsätzlich nicht öffentlich erfolgt. Sie beantragt nochmals, auch
aus Gründen des großen Zeitaufwandes für die Verwaltungsmitarbeiter und Ausschußmitglieder, in
Hinsicht auf das geplante gründliche und damit zeitaufwendige Aktenstudium die Einsichtnahme zu
Bürozeiten in den Verwaltungsräumen zu ermöglichen, zumal aufgrund des bisherigen Vorgehens
von SPD und CDU-Koalition deren Interesse an der Akteneinsicht zweifelhaft sei.
Herr Neumann (SPD) gab an, daß er bei seiner letzten Kontaktaufnahme mit der Verwaltung die Aus-
kunft bekommen habe, daß eine Akteneinsicht grundsätzlich öffentlich erfolge (s. BUS-Niederschrift).
Bei Aufruf des Top als letzter der Tagesordnung um 21:59 Uhr (ab 22:00 Uhr hätte der Top nach
Geschäftsordnung nicht mehr aufgerufen werden dürfen) verneinte die Verwaltung die Annahme,
es könnten durch die Einsichtnahme Privatinteressen Dritter beschädigt werden.
Aufgrund der fortgeschrittenen Zeit nach Abhandlung aller anderen Tagesordnungspunkte stellte
Frau Janßen um 22:30 Uhr nochmals den Antrag, die Akteneinsicht in den Verwaltungsräumen vor-
zunehmen, wurde jedoch mit 4-Ja-Stimmen (LIZ.LINKE, SPD), 6-Nein-Stimmen (CDU, FWHPINI,
FDP) und 1-Enthaltung (GLH) abgelehnt.
Die Akteneinsicht wurde um 22:55 Uhr beendet, da hoher Geräuschpegel und Hin- und Hergerenne
und Verlassen der Sitzung eines Großteils der Ausschußmitglieder konzentrierte Arbeit verhinderte,
die Beschlußunfähigkeit auf Antrag festgestellt und daraufhin der Antrag von Frau Janßen auf BUS-
Sondersitzung angenommen wurde.

11.6.2014 Bau-, Umwelt- und Stadtentwicklungsausschu ß/Akteneinsichtsausschuß
Anwesend: Herr Neumann (SPD), Frau Gösch (CDU), Frau Graubner (GLH), Frau Guttmann (SPD),
Frau Herbert (SPD), Frau Janßen (LIZ.LINKE), Herr Dr. Ringleb (FWHPINI), Herr Semmler (CDU).
Sondersitzung des Akteneinsichtsausschusses. Der mit Beginn der Akteneinsicht um 18:00 Uhr von
Frau Janßen (LIZ.LINKE) nochmals gestellte Antrag auf eine individuelle Akteneinsicht zu Bürozeiten
der Verwaltung wird mit 1-Ja (LIZ.LINKE) / 7-Nein / 0-Enthaltungen abgelehnt.

Um 19:00 Uhr verließen Frau Gösch (CDU), Herren Dr. Ringleb (FWHPINI) und Semmler (CDU) und
um 21:00 Uhr Frau Guttmann (SPD) und Frau Graubner (GLH) die Sitzung.
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Nachdem daraufhin nur noch Vorsitzender Neumann, Frau Janßen und Schriftführer Herr Laumann
anwesend waren und festgestellt wurde, daß noch Akten von der Verwaltung nachzureichen sind,
wurde die Akteneinsicht um 22:30 Uhr vertagt, auf einen neuen Termin nach Rückmeldung der
Verwaltung.

8.7.2014 Bau-, Umwelt- und Stadtentwicklungsausschuß /Akteneinsichtsausschuß
Anwesend: Herr Neumann (SPD), Frau Bender (SPD), Herr Bitsch (CDU), Frau Gösch (CDU), Frau
Graubner (GLH), Frau Guttmann (SPD), Frau Janßen (LIZ.LINKE), Herr Kramer (Hospitant), Frau
Ludwig (CDU), Herr Dr. Ringleb (FWHPINI), Herr Schäfer (CDU).

Ausschußvorsitzender Neumann (SPD) fragt, ob die Akteneinsicht sitzungsbegleitend durchgeführt
werden kann, was Frau Janßen (LIZ.LINKE) ablehnt. Der von Frau Graubner (GLH) gestellte und von
Frau Guttmann (SPD) unterstützte Antrag, die Akteneinsicht Stadtbus ans Ende der Tagesordnung
zu setzen wird mit 10-Ja / 1-Nein-Stimme (LIZ.LINKE) / 0 Enthaltungen beschlossen.

Der erneute Antrag von Frau Janßen (LIZ.LINKE) die Akteneinsicht in den Räumen der Verwaltung
vorzunehmen, wird mit 1-Ja / 10 Nein / 0 Enthaltungen erneut abgelehnt.

Herr Neumann behauptet, die Kommunalaufsicht hätte festgestellt, daß die Akteneinsicht nicht vor-
sätzlich hinauszögert worden sei, was Frau Janßen bestreitet.

Gegen 21:00 Uhr vertagt sich der Ausschuß auf Antrag von Frau Gösch (CDU).

Eine Akteneinsicht war in dieser Sitzung nicht möglich.

30.9.2014 Bau-, Umwelt- und Stadtentwicklungsausschu ß/Akteneinsichtsausschuß
Anwesend: Herr Neumann (SPD), Frau Bender (SPD), Herr Bitsch (CDU), Frau Graubner (GLH), Frau
Janßen (LIZ.LINKE), Frau Kurz-Ensinger (SPD), Frau Ludwig (CDU), Herr Dr. Ringleb (FWHPINI),
Herr Schäfer (CDU), Herr Semmler (CDU), Herr Serdani (CDU).

Herr Neumann (SPD) hat eine von ihm verfaßte persönliche Erklärung an die Ausschußmitglieder
versendet und auf die Tagesordnung gesetzt.

Frau Janßen gab bei Eröffnung der Sitzung eine persönliche Erklärung zur Behinderung der Akten-
einsicht durch Ausschußvorsitzenden Neumann ab (s. Anlage). Die Feststellung, „daß Vorsitzender
Neumann die Arbeit des Akteneinsichtsausschusses behindert und gleichzeitig versucht habe, die
Feststellungen der Kommunalaufsicht und auch die Offensichtlichkeit seines Vorgehens in seinem
Sinne zu verdrehen“, sollte und wurde trotz Einwand von Herrn Neumann , daß es sich bei der „ab-
gelegten Erklärung nicht um eine persönliche Erklärung im Sinne der Geschäftsordnung“ handeln
würde, in die Niederschrift aufgenommen.

Frau Graubner (GLH) beantragte die Akteneinsicht Stadtbus ans Ende der Tagesordnung zu setzen,
zog den Antrag dann zurück.

Der erneute Antrag von Frau Janßen, die Akteneinsicht in den Räumen der Verwaltung vorzunehmen,
weil ja das Desinteresse der anderen Ausschußmitglieder durch Nichtanwesenheit bzw. vorzeitiges
Sitzungsverlassen ausreichend dokumentiert ist, wurde mit 1-Ja (LIZ.LINKE) / 7-Nein (CDU, FWHPINI,
GLH) / 3-Enthaltungen (SPD) abgelehnt.

Vorsitzender Neumann (SPD) trägt eine Zusammenfassung über seine Sicht der Kommunalaufsichts-
beschwerde vor und bietet den Schriftverkehr zum Lesen an. Auf Antrag von Herrn Semmler (CDU),
dem sich Frau Janßen (LIZ.LINKE) anschloß, die Unterlagen als Kopie zu erhalten, um sich ein
eigenes Bild zu machen, einigte sich der Ausschuß zur Kenntnis der Stadtverordnetenversammlung
auf Kopienübersendung an die Fraktionsvorsitzenden (gesamter Vorgang s. Anlage).

Unter Top 6 um 19:00 Uhr wurde die Akteneinsicht begonnen. Aufgrund anstehender weiterer Tages-
ordnungspunkte erkundigte sich Herr Neumann nach ca. ½ Stunde, welche Zeit noch benötigt wird,
da er unterbrechen wolle. Frau Janßen (LIZ.LINKE) schätzte eine weitere Stunde, woraufhin man
sich einigte, die Akteneinsicht 1 ½ Stunden später (21:00 Uhr) fortzusetzen.

Um 21:00 Uhr mußte Frau Janßen (LIZ.LINKE) Vorsitzender Neumann (SPD) an die Fortsetzung der
Akteneinsicht erinnern und beantragte, nach Bezeugung von Unwillen bei den anderen Ausschuß-
mitgliedern in Hinsicht auf die anstehenden weiteren Tagesordnungspunkte, erneut die Akteneinsicht
in den Verwaltungsräumen vorzunehmen, was mit dem Hinweis von Vorsitzenden Neumann (SPD),
daß die Akteneinsicht zwingend öffentlich vorzunehmen sei, mit 1-Ja (LIZ.LINKE) / 9-Nein / 1-Ent-
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haltung (GLH) abgelehnt wurde, was in der Niederschrift nicht festgehalten wurde. Man einigte sich
auf Antrag von Herrn Semmler (CDU) auf eine Sondersitzung noch im Oktober mit 9-Ja / 0-Nein / 2-
Enthaltungen (FWHPINI, GLH), so daß die Sitzung ohne weitere Akteneinsicht um 22:30 Uhr beendet
wurde.

16.10.2014 Stadtverordnetenversammlung
Unter dem von Ausschußvorsitzenden Neumann (SPD) veröffentlichten Schriftverkehr mit der
Kommunalaufsicht ist ein Schreiben der LIZ.LINKE-Fraktion, dem ohne Kenntlichmachung ein Ab-
satz aus dem Original fehlt. Diesbezüglich befragte Frau Janßen Stadtverordnetenvorsteher Wondrejz
(CDU) zu seinem eigentümlichen Vorgehen. Dieser antwortete und gibt zu Protokoll: „dass er fest-
stellt, dass Herr Neumann als Ausschussvorsitzender weder bewusst noch unbewusst den Akten-
einsichtsausschuss hinausgezögert hat!“ Er gibt an, unter Top ‚Mitteilungen des Stadtverordneten-
vorstehers‘ auf die Frage und Kommunalaufsichtsbeschwerde einzugehen, tut es dann aber nicht.

21.10.2014 Bau-, Umwelt- und Stadtentwicklungsaussc huß/Akteneinsichtsausschuß
Sondersitzung, anwesend: Herr Neumann (SPD), Herr Bitsch (CDU), Herr Eisermann (SPD), Frau
Graubner (GLH), Frau Guttmann (SPD), Frau Janßen (LIZ.LINKE), Herr Kramer (Hospitant), Frau
Ludwig (CDU), Herr Dr. Ringleb (FWHPINI), Herr Schäfer (CDU), Herr Semmler (CDU).

Nach verspätetem Eintreffen verschiedener Ausschußmitglieder und frühzeitigem Verlassen der
Sitzung von Frau Graubner (GLH) erkundigte sich Herr Bitsch (CDU), ob ein Antrag auf Beendigung
der Akteneinsicht möglich sei. Frau Janßen (LIZ.LINKE) erklärte, daß aufgrund der ständigen
kommunalrechtswidrigen Verzögerungen der Stadtverordnetenmehrheit keine zusammenhängende
Einsicht möglich war, das Wiedereinarbeiten Zeit benötigt, auch um die eigenen Unterlagen zu sichten,
um das Geschriebene nachvollziehen zu können und schätzte bis 21:00 Uhr zu benötigen. Herr
Kramer (Hospitant) beantragte, diese Aussage in der Niederschrift festzuhalten und kündigte darauf-
hin einen Antrag auf Beendigung für 21:00 Uhr an, der sich jedoch aufgrund der vorzeitigen Been-
digung erledigte.

Herr Semmler (CDU) stellte den Antrag den Akteneinsichtsausschuß zu beenden und beantragte das
„Ergebnis des Akteneinsichtsausschusses Stadtbus“: „Der Ausschuss stellt fest, dass die Informa-
tionen, die den Stadtverordneten in der Vergangenheit unter anderem zur Vertragshistorie des Stadt-
busses, zu bestehenden rechtlichen Möglichkeiten und zur Anpassung des Nutzungskonzepts von
der Verwaltung, dem Magistrat und dem Bürgermeister gegeben wurden, zutreffend und vollständig
waren und sich aus der Akteneinsicht keinerlei neue Erkenntnisse ergeben haben.“

Frau Janßen (LIZ.LINKE) wies dies zurück, stellte fest, daß der Stadtverordnetenbeschluß zur Ein-
richtung einer Stadtbuslinie vom 8.5.2008 nicht beschlußkonform umgesetzt wurde und kündigte für
die von ihr festgestellten Erkenntnisse einen schriftlichen Minderheitenbericht an.

Ein Austausch der Ausschußmitglieder über die in der Akteneinsicht gewonnenen Erkenntnisse fand
ebensowenig statt, wie eine Diskussion über den unterschiedlichen Standpunkt des Ergebnisses.

Die Anträge der CDU zur Ergebnisfeststellung und Auflösung werden mit je 9-Ja / 1-Nein (LIZ.LINKE)
/ 0-Enthaltungen beschlossen.

Herr Kramer (Hospitant) beantragt die Aussage von Frau Janßen (LIZ.LINKE) zur benötigten Akten-
einsichtsdauer in die Niederschrift aufzunehmen, dem die Protokollführung nachkam: „dass sie die
Akten nochmals sichten möchte, weil sie über die lange Zeit schon wieder einen Teil vergessen habe.“

3.11.2014 Stadtverordnetenversammlung
Unter letztem Beratungspunkt der Tagesordnung führt Vorsitzender des Bau-, Umwelt- und Stadt-
entwicklungsausschusses Herr Neumann (SPD) aus, daß „in fünf Sitzungen des Bau- und Umwelt-
ausschusses das Thema Akteneinsichtsausschuss behandelt worden“ ist und trägt die Beschlüsse
und Feststellungen der Mehrheitsmeinung aus der letzten Aktenausschußsitzung vom 21.10.2014 vor.

Frau Janßen kritisiert die Ausführungen, benennt die zahlreichen Kommunalrechtsverstöße bei der
Durchführung und kündigt an, einen eigenen Bericht zu erstellen. Sie trifft folgende Feststellungen:
1) Die Akten wurden offensichtlich für den Akteneinsichtsausschuß zusammengestellt und unvoll-

ständig vorgelegt. Allein die Tatsache, daß die Verwaltung es innerhalb 5 Wochen nicht geschafft
haben will, drei Ordner vorzulegen, spricht für sich.
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2) Die Feststellung von Herrn Semmler (CDU), daß die Fragen der LIZ.LINKE-Fraktion von der Ver-
waltung ausreichend beantwortet wurden, weswegen die Akteneinsicht überflüssig war, ist offen-
sichtlich falsch und anmaßend, auch weil die Beurteilung darüber dem Fragesteller obliegt.

3) Der Vertrag für den Stadtbus wurde offensichtlich in aller Eile gefertigt und ohne zureichende
Prüfung durch Verwaltung und Magistrat unterzeichnet.

4) Der Antrag und der Beschluß aus 2008 zielte auf die Einbindung der Stadtteile. Hiervon wurde ohne
nachvollziehbare Begründung abgewichen und auch Empfehlungen, wie die vom VRN ignoriert.

5) Die Kündigungsklauseln wurden seitens der Stadt offensichtlich in ihrer Komplexität nicht voll er-
faßt und die Wirtschaftlichkeit zu euphorisch unterstellt, ohne Selbstverständlichkeiten und übliche
Planungsgrundlagen bei der Einrichtung der Stadtbuslinie zu beachten.

6) Da der Akteninhalt sich nicht mit dem Ergebnis der Stadtverordnetenmehrheit deckt, und eine
Aufzählung der Unzulänglichkeiten den Rahmen sprengen würde, wird die LIZ.LINKE-Fraktion
einen eigenen Bericht verfassen und veröffentlichen.

Anschließend trägt Stadtverordnetenvorsteher Horst Wondrejz einen Beschlußvorschlag vor, der
mit 33-Ja / 0-Nein / 2-Enthaltungen (LIZ.LINKE) gefaßt wird: „Die Stadtverordnetenversammlung
nimmt den Beschluss des Akteneinsichtsausschusses zur Kenntnis und die Beendigung des
Akteneinsichtsausschusses.“

Unterlagen

Allgemeine Feststellungen:
Es wurden seitens der Verwaltung drei Aktenordner bereitgestellt. Die Unterlagen waren nicht pagi-
niert; der Ordnerinhalt stand großteils weder in einem zeitlichen noch sachlichen Zusammenhang;
die Akten waren offensichtlich unvollständig und verfügten teils weder über entsprechende Aktenzei-
chen noch Ein- oder Ausgangsdatum.

Die Akten erfüllen die allgemeinen Mindeststandarts, die in Hessen im Erlaß zur Aktenführung (AfE
vom 16.05.07) geregelt sind, nicht.

In den zur Einsichtnahme vorgelegten Akten fehlten z.B.:
● In Ordner 1 Anlagen: „Ausschreibungsergebnis VRN GmbH“.
● Stellungnahme des Behindertenbeauftragten.
● Schreiben des VRN vom 5.12.2012 und Vereinbarung.
● Stadtverordnetenbeschluß vom 18.6.2009 Az 32-BS-0064/2009.
● Niederschriften vom ‚Runden Tisch‘.

Zur Verfügung gestellte Unterlagen:

Bd Beschriftung
1 Linie 679

(Stadtbus)
2008-2012

2 Linie 679
(Stadtbus)

Fahrgastzählungen, Kostenfreie Nutzung an
Sonderveranstaltungen, Rechnungen im Zuge der Inbetriebnahme
2010

3 Linie 679
(Stadtbus)
ab 2013

Zuschüsse Infrastrukturkostenhilfe, Einnahmen, Kosten der Linie
679, Ausgaben

CD Textbausteine aus 2008-2010, unausgefüllte Vergabeunterlagen
für das Linienbündel Nördl. Bergstraße.
Ein Laptop zum Lesen in der letzten Sitzung 30.9.14.

Auf Anfrage wurde von der Verwaltung die CD mit den Vergabeunterlagen Textbausteine 2008-
2010 nachgereicht.
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Ergebnis der Akteneinsicht

Der Bericht zur Akteneinsicht ist wegen ausstehender bzw. fehlender Unterlagen nur eingeschränkt
möglich. Eine konzentrierte Akteneinsicht wurde durch ständige Ruhestörungen der Mitglieder von
CDU, SPD, FDP, GLH und FWHPINI, bei (per Mehrheitsbeschlüssen herbeigeführter) öffentlicher
Einsichtnahme und dauernden Sitzungsverschiebungen erschwert.

Allgemeine Feststellungen
Die Ordnerzahl und -ordnung erweckt den Eindruck einer Zusammenstellung für die Akteneinsicht.
Dies wird auch deutlich durch die Ablage datumsgleicher Schreiben unterschiedlichen Inhalts in
unterschiedlichen Ordnern. Auch die lange Bearbeitungsdauer der Verwaltung von einem halben
Jahr für die Bereitstellung von 3 handelsüblichen nicht komplett gefüllten Ordnern verdeutlicht dies.

Vorgeschichte  des  Stadtbusses  bis  Konzessionsvergabe  aus Unterlagen und Presseberichten
   1987 Unter Bgm. Obermayr (CDU) wurden Ruftaxilinien eingerichtet. Stadtbuslinien wurden seitens
der Stadtverwaltung als unwirtschaftlich angesehen.

   2003 Zum Hessentag 2004 wird bei der Stadt eine ÖPNV-Arbeitsgruppe eingerichtet. Für die
Hessentagsfeier notwendige Linienführungsänderungen an bestehenden überörtlichen Buslinien
wurden nach der Festwoche beibehalten, was zu Kritik in der Stadtverordnetenversammlung führte
und Forderungen auf Optimierung bestehender Buslinien zur Einsparung der Ruftaxilinien in Hinsicht
auf die Neukonzessionierung in 2007 nach sich zog.

   Dezember 2005 In der Stadtverordnetenversammlung war man weiterhin der Meinung mit dem
Ruftaxisystem die wirtschaftlich sinnvollste ÖPNV-Lösung zu haben und beschloß auf Grundlage
eines SPD-Antrages für das Ruftaxi eine überplanmäßige Ausgabenerhöhung von 26.000 € auf
116.000 € . Ein Stadtbus scheiterte weiterhin an den erwarteten Folgekosten.

   Januar 2006 Die SPD-Fraktion bringt einen Antrag zur Verbesserung des Heppenheimer ÖPNV
ein und begründet diesen: „Der 2003 initiierten ÖPNV-Arbeitsgruppe von Stadtverordnetenversamm-
lung und Magistrat ist es nicht gelungen den temporär zum Hessentag eingesetzten ÖPNV über
den Hessentag hinaus zu erhalten. Im Gegenteil haben sich anschließend einige Busunternehmen
mit Duldung des Kreises geweigert die alten Linienführungen, die heute noch in den Linienplänen
des VRN1 enthalten sind, beizubehalten. Weitere Bemühungen um Änderung von Linienführungen
wurden von den jeweiligen Busunternehmen mit unverhältnismäßig hohen Preisen abgeschmettert.
Das gibt Anlass zur Vermutung, dass gewünschte Änderungen der Linienführungen in Heppenheim
preislich sinnvoll nur durch die ca. 2007 zu erfolgende Neuausschreibung zu erzielen sind.“

   Juni 2006 Die GLH-Fraktion thematisiert das Auslaufen der ÖPNV-Konzessionen, was zur
Änderung des SPD-Antrages führt und mit 33/0/4 Stimmen von der Stadtverordnetenversammlung
beschlossen wird: „Optimierung des bestehenden ÖPNV-Netzes in Heppenheim, das im Rahmen
des VRN dem städtischen Bedarf und dem der Stadtteile besser gerecht wird.“

   November 2006 Die SPD bringt den Antrag ein: „Der Magistrat wird beauftragt, einen ÖPNV-Be-
auftragten zu bestellen. Begründung: Die Verbesserung des ÖPNV-Angebotes im Stadtgebiet und
die Anbindung innerhalb der Region muss ein besonderes Anliegen der Stadt Heppenheim sein. An-
gesichts der angespannten Haushaltssituation wird im innerstädtischen Bereich auf absehbare Zeit
ein Stadtbus nicht zu finanzieren sein. Es muss daher in besonderem Maße auf eine Verbesserung
der Führung der vorhandenen Linien hingearbeitet werden. Die Tatsache, dass bei der Vergabe der
neuen Buslinien durch den Kreis erneut auf die optimale Linienführung innerhalb des Stadtgebietes
nicht ausreichend Wert gelegt wurde, macht dies deutlich.“

   April 2008 Die SPD bringt erneut einen Antrag ein: „Der Magistrat wird beauftragt, für den Haushalt
2009 die Möglichkeit der Einrichtung von Stadtbuslinien im Heppenheimer Stadtgebiet zu prüfen,
die eine bessere ÖPNV-Erschließung sowohl der Weststadt als auch verschiedener Ortsteile (z.B.
Hambach, Kirschhausen u.s.w.) anbieten. Insbesondere sollten im Prüfverfahren nicht nur die Kosten,
sondern auch die hierfür fließenden Zuschüsse für den Betrieb abgefragt und dargestellt werden,

                                               
1 VRN – Verkehrsverbund Rhein-Neckar GmbH Mannheim, gegr. 1989 – Land, 23 Land-, Stadtkreise und

kreisfreie Städte von Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz mit Anschluß vom Kreis Bergstraße.
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welche den Aufwand für die Stadt im Netto erheblich reduzieren. In diese Berechnung sind auch die
fortfallenden Kosten für die betroffenen Ruftaxi-Linien einzubeziehen. Begründung: Die immer wieder
dargestellten Kosten haben es bisher verhindert, dass sich die Stadtverordnetenversammlung dazu
entschloss, Stadtbuslinien in Heppenheim einzurichten. Die Nachbarstadt Bensheim betreibt wiederum
erfolgreich zwei städtische Buslinien, wobei eine von beiden sogar praktisch wie noch zwei weitere
Linien (Liniensplittung) funktioniert. Recherchen bei der dortigen Verwaltung (welche ja wie in Heppen-
heim unter Sparzwang steht) ergaben, dass den Ausgaben auch erhebliche Einnahmen aus ver-
schiedenen Quellen gegenüber stehen. Diese Erkenntnisse können auch in Heppenheim genutzt
werden, wobei der Erfahrungstransfer durchaus eine Form der interkommunalen Zusammenarbeit
darstellt.“ Dieser Prüfantrag zur Einrichtung einer Stadtbuslinie wird in der Stadtverordnetenversamm-
lung am 8.5.2008 einstimmig beschlossen.

   Juni 2008 Bgm. Herbert (SPD) teilt dem Kreis mit, daß seitens der Stadt Heppenheim in Bezug
auf die Neuvergabe der ÖPNV-Konzessionen Überlegungen bestehen für die Linie 669, für die die
Stadt einen Kostenanteil von 20.000 € trägt, eine geänderte Streckenführung zu berücksichtigen
ist und daß auf Grundlage des Stadtverordnetenbeschlusses vom 8.5.2008 die Einrichtung eines
Stadtbusses unter Einbeziehung der Stadtteile geprüft werden soll.

   November 2008 Ein Sachstandsbericht der Verwaltung erfolgt an Bgm. Herbert (SPD) über die
bisherigen Erkenntnisse und Planungen, u.a.:
– Linienführungsvorschlag unter Einbindung von Bahnhof, LWV-Neubau mit Zufahrtsoptimierung

und Wohngebiete, ohne kompletten Entfall der Ruftaxilinien;
– Standarts für Stadtbussysteme wie 15- oder 30-Minutentaktung oder Linienastlängen von max. 4

km, nach denen die Stadtteile Wald-Erlenbach, Ober-Hambach und Ober-Laudenbach nicht an-
dienbar wären;

– positive Auswirkungen einer Parkraumbewirtschaftung auf den ÖPNV;
– Konkurrenzsituation eines gut ausgebauten Radwegenetzes zu einem Stadtbus;
– und anderes mehr.
Die Verwaltung weist darauf hin, daß die verbleibende Zeit bis zur Konzessionsausschreibung nicht
ausreicht, um einen Verkehrsplaner einzubinden und entsprechende Erkenntnisse und Zahlen in
eine Neukonzeption einzuarbeiten.

   März 2009 Ein ‚Runder Tisch ÖPNV‘ wird gebildet mit Bgm. Herbert (SPD), städtischen Fachbe-
reichsmitarbeitern, Fraktionsvertretern (CDU, SPD, FDP, GLH, FWHPINI, DIE LINKE), Behinderten-
beauftragtem Bechtel (SPD), Vertreter des Seniorenbeirates, Kreis und VRN.

   März 2009 Der VRN übersendet an die Stadt einen Fahrplan für den angedachten Stadtbus auf
Grundlage des städtischen Routenvorschlages mit Änderungsvorschlägen und Hinweisen, wie z.B.
15-Minutenpause am Bahnhof und unter Kommentierung der Haltestellenkonzeption: „Im Allgemeinen
ist ein Ringverkehr immer ein schlechtes Konzept.“

   März 2009 Die Verwaltung weist Bgm. Herbert auf die Eilbedürftigkeit von Entscheidungen in Hin-
sicht auf die anstehende Ausschreibung hin.

   April 2009 Zweimaliger Runder Tisch. Der zugeladene VRN-Vertreter legt eine detaillierte Entschei-
dungsliste vor, wie z.B. Niederflurigkeit, Sondersitzflächen Gehandikapte, Klimaanlage, Fahrzeugalter,
Displayanzahl, Haltegriffe u.a. Ausstattung, Verkaufsstellen für Fahrkarten, Tarifinformationen in
Heppenheim, schematischer Liniennetzplan mit dem Hinweis auf Konzessionsbedingungen mit
Prozentangaben von Unter-/Überschreitungen von Tarifeinnahmen und damit zusammenhängende
Auswirkungen auf Zuschußbedarf und Kündigungsmöglichkeiten der Vertragspartner.

   Mai/Juni 2009 Der Runde Tisch tagt weitere Male. Seitens der Verwaltung wird eine Vertragslauf-
zeit von 8 Jahren angegeben, wobei für die Vertragspartner nach 2 Jahren die Möglichkeit besteht,
den Vertrag aufgrund Anpassungsbedarf wie z.B. Fahrgastfrequenz zu ändern. Die Diskussion über
Linienführung, Einbindung der Stadtteile und Taktung wurde auch in Ausschüssen und Stadtverord-
netenversammlung geführt. Die Verwaltung machte insbesondere im Hinblick auf die Stadtteile auf
die Gefahr „leer fahrender Geisterbusse“ aufmerksam. Da detaillierte Angaben zu Kosten und Tak-
tung nicht vorlagen, wollte die GLH die Ausschreibungsergebnisse abwarten, um urteilen zu können.

   18. Juni 2009 Die Stadtverordnetenversammlung faßt den Beschluß (nicht in den vorgelegten Akten
enthalten):  „Der Kreis Bergstraße vergibt im Jahre 2010 in Zusammenarbeit mit dem Verkehrsver-
bund Rhein-Neckar (VRN) die überregionale Buslinie 669 Seeheim–Jugenheim–Heppenheim. Die
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Stadt Heppenheim beteiligt sich im Rahmen dieses Vergabeverfahrens an der Ausschreibung mit
einem ‚Nebenangebot Stadtbus Heppenheim‘ gemäß der in der Anlage dargestellten Linienführung.“
In der Begründung wird ausgeführt: „Die vorgesehene Beteiligung am Ausschreibungsverfahren
erfolgt optional, dass heißt die Stadt Heppenheim wäre zu einer Annahme nicht verpflichtet. ... Im
Rahmen der Haushaltsplanberatungen 2010 könnten dann im Falle von finanziellen Spielräumen, die
entsprechenden Mittel in den Haushalt eingestellt werden.“ In den Akten wurde auf diesen Beschluß
in der Mitteilung an den Kreis vom 30.6.2009 Bezug genommen: „ ... wurde zur Ausschreibung des
Stadtbusses als Nebenangebot der Konzessionsausschreibung des Kreises ein Beschluß Az 32-
BS-0064/2009 gefaßt.“
In diesem Beschluß ist kein Auftrag an den Magistrat enthalten, daß die Linie eingerichtet bzw.
beauftragt werden soll. Eigentlich wollte die Stadtverordnetenversammlung erst auf Grundlage des
Ausschreibungsergebnisses eine Entscheidung treffen. Erst durch das Ausschreibungsergebnis
waren die tatsächlichen Kosten und Vertragsbedingungen incl. Kündigungsmöglichkeiten bekannt.
Anschließend hätte die Stadtverordnetenversammlung gem. HGO beschließen müssen.

   30. Juni 2009 Die Stadt unterrichtet den Kreis, daß auf Grundlage des Stadtverordnetenbeschlus-
ses vom 18.6.2009 Az 32-BS-0064/2009 im Rahmen der ÖPNV-Ausschreibung des Kreises ein
Nebenangebot zur Stadtbuslinie Heppenheim eingeholt werden soll (Beschluß fehlt in den Akten).
Hierfür erstellte die Stadt Heppenheim einen Linienführungsplan unter Einbeziehung des zum Hessen-
tag geschaffenen zentralen Knotenpunktes Bahnhof unter bewußter Zurückstellung der Stadtteile,
da diese mit Ruftaxi „kostengünstig und bedarfsorientiert“ angebunden wären. Die weiteren Ausschrei-
bungsdetails (Busgröße, Haltestellen) würden in Abstimmung mit dem Kreis gemeinsam festgelegt.

   Februar 2010 Der Haushaltsplan 2010 (kein Aktenbestandteil) wurde zunächst Ende 2009 abge-
lehnt und im Februar 2010 beschlossen mit 29-Ja (CDU, SPD, FWHPINI, GLH) / 4-Nein (DIE LINKE,
FDP) / 0-Enthaltungen, ohne daß der Stadtbus thematisiert wurde. Haushaltsstelle 679000000 führt
aus: „ÖPNV-Stadtbuskonzeption: Nach einer groben Schätzung des VRN bei Ausschreibungsver-
fahren in vergleichbaren Fällen ist mit Gesamtkosten von rund 160.000 € zu rechnen (64.000 km/
Jahr x 2,50 €). Nach den derzeitigen Förderhöchstsätzen geht man von einem Zuschuss für den
Linienbetrieb von bis zu 72.000 € aus. Angesetzt werden die Aufwendungen für eine Inbetriebnahme
ab Dezember 2010 (14.000 €). Zuvor muß eine provisorische Herrichtung der Haltestellen erfolgen
(40.000 €).“

   März 2010 Dem VRN werden von der Stadtverwaltung anhand von Korrekturplänen Änderungs-
wünsche der Linie mitgeteilt.

Konzessionsvergabe Linienbetrieb
   11. Juni 2010 Der VRN schreibt an die Stadt mit den Hinweisen, daß bei Verringerung der prognos-
tizierten Einnahmen um mehr als 10% (ab 38.600 €) die Stadt Heppenheim die Differenz ausgleichen
muß und aufgrund dessen, daß die Abrechnung des zweiten Betriebsjahres erst im Dritten vorliegt,
sich der Verkehr auf bis zu 20% des angebotenen Zuschußbedarfs erhöhen kann bis die Abbestel-
lung der Linie durch die Stadt möglich sei (189.127,20 €). Dieses hohe Risiko käme zustande, da
im Gegensatz zum hohen Kostenfaktor der Linie (Betrieb, Leistung, Fahrzeug) die Einnahmen im
Vergleich gering ausfallen. Der Maximalwert von 189.127,20 € wird nach Erachten des VRN jedoch
nicht erreicht: „Dafür müßten die Einnahmen bis auf 12.000 € sinken.“ Würde sich der Verlust im
dritten Betriebsjahr auf mehr als 189.127,20 € verteuern, wäre eine Abbestellung möglich („Abbe-
stellklausel“). Das Ausschreibungsergebnis gibt für die optionale Zusatzleistung Stadtbuslinie 679
eine Jahreskilometerleistung von 96.766 km +  5000 km für Sonderverkehre (Weinmarkt etc.) an.
Weiterhin werden Informationspflichten geregelt, wie der Konzessionsnehmer dem Konzessions-
geber Erfassungsdaten bis spätestens 1.4.2015 zur Vorbereitung von Folgeausschreibungen ab
dem Fahrplanwechsel im Dezember 2017 zur Verfügung stellt: Haltestellenscharfe Erfassung von
Ein- und Aussteigerzahlen innerhalb Schulwoche Januar oder Februar 2016 und Informationen über
die tatsächlich im Jahr 2015 aus dem URN2-Pool auf den Verkauf entfallenden Tarifeinnahmen,
sowie Umlaufpläne.

                                               
2 URN – Unternehmensgesellschaft Verkehrsverbund Rhein-Neckar GmbH Mannheim (URN GmbH) – Ver-

kehrsverbund in Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz mit 53 Verkehrsunternehmen.
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   16. Juni 2010 Der Magistrat beschließt (32-BS-0128/2010 Az 32-ET) die Vergabe der Stadtbuslinie
an die NVS3. In der Begründung gibt die Verwaltung Gesamtausgaben von 160.000 € an. Jährlich
ist mit Folgekosten von 160.000 € bei einem Zuschuß bis zu 72.000 € zu rechnen. Es wird erläutert,
daß keine Fahrgasterhebungen vorliegen, sondern Sache der Bieter war, Potential und erzielbare
Erlöse zu kalkulieren. „... Daher besteht für die Stadt Heppenheim die Möglichkeit einer sogenannten
Abbestellklausel !!!“ Für den zukünftigen Linienbetreiber würde dies bedeuten, daß er im 2. Betriebs-
jahr einen festen Nachweis seiner tatsächlichen Tarifeinnahmen erbringen muß. Soweit dann seine
tatsächlichen Einnahmen unter 80% der von ihm prognostizierten Einnahmen liegen würden, wäre
eine Abbestellung durch die Stadt Heppenheim zum nächsten Fahrplanwechsel möglich. Die Linien-
führung sei mit Teilnehmern eines „Runden Tisches ÖPNV“ (Fraktionen, Gemeindevertreter, Behin-
dertenbeauftragter, Kreis Bergstraße und VRN GmbH) erstellt und von der Stadtverordnetenversamm-
lung einstimmig beschlossen.

   19. Juni 2010 Die Presse schreibt zum Magistratsbericht: „Eine erfreuliche Nachricht ...: Für die
Optimierung des innerstädtischen Verkehrs, der ‚Stadtbuslinie‘ ist eine Ausschreibung erfolgt. Das
Konzept soll über einen Zeitraum von drei Jahren getestet werden. Danach, so Herbert, werde es eine
endgültige Entscheidung über die künftige Gestaltung der Stadtbuslinie geben.“ (s. Pressespiegel)

   23. Juni 2010 Der Konzessionsvertrag wird zwischen Konzessionsgeber (VRN/RMV4/DADINA5)
und Linienbetreiber NVS (Tochter von HEAG mobilo6) geschlossen für die Zeit von 96 Monaten vom
12.12.2010 bis vor Beginn der Fahrplanperiode 2018, voraussichtlich dem 8.12.2018. Die Stadtbus-
linie wird auf Angebot der NVS von April 2010 betrieben, dem die Leistungsbausteine A, B1, B2 und
B3 der Umfang und Qualität beschreibenden Vergabeunterlagen zugeschlagen wurden. B3 enthält
für die Stadtbuslinie 679 62.770 Jahreskilometer. C enthält Leistungsanpassungen nach dem der
Konzessionsgeber das Recht erhält, den Busverkehr über die Laufzeit der Konzession hinweg in
angemessenen Maße zu reduzieren bzw. zu ergänzen. Geringfügige Fahrplananpassungen aufgrund
geänderter Schul- oder Anschlußzeiten oder Verlegung von einzelnen Haltestellen führen zu keiner
Anpassung der Grundvertragsleistung und somit zu keiner Veränderung des Zuschußbedarfs. Ange-
botsanpassungen von 4% gelten als geringfügig, darüber hinausgehende Angebotsanpassung wird
mit Leistungsbaustein C berechnet.

Dem Konzessionsnehmer wird für die Konzessionsdauer das ausschließliche Betriebsrecht an der
Linie zugesprochen. Von der Ausschließlichkeit nicht erfaßt sind Angebote die nur abschnittsweise
parallel verlaufen und grundsätzlich andere Bedienungsfunktion wahrnehmen. Die Fahrzeugart/-qua-
lität hat den Vergabeunterlagen zu entsprechen. Die in den Vergabeunterlagen formulierten Aufgaben
und Vorgaben sind fester Bestandteil der Vereinbarung. Es wird ein Zuschuß gem. Anlage 1 monats-
weise gewährt. Bei Unterschreitung von Qualitätsmindeststandarts sind Zuschußkürzungen verein-
bart. Der Zuschuß wird ggf. um den Einzelfahrtausfall in Umrechnung der vereinbarten Jahresfahr-
plankilometer gekürzt (Jahreszuschuß/Jahresfahrplankilometer x ausgefallene Fahrplankilometer).
Bei Qualitätsverstößen sind Zuschußkürzungen bis zu 25% möglich. Bei andauernden Verstößen
kann Zahlung angemessen reduziert werden bis die Qualität wieder hergestellt ist. Kündigung ist
nur aus wichtigem Grund möglich, wie z.B. Insolvenz des Konzessionsnehmers, außerordentliche
Vertragskündigung bei Vertragsverpflichtungsverletzungen die nach 2-maliger Mahnung nicht be-
hoben werden, Strafsachen und Qualitätsverstöße.

   3. August 2010 Vereinbarung über die Zuschußgewährung zur Sicherstellung einer ausreichenden
Verkehrsbedienung im Linienbündel nördl. Bergstraße auf Grundlage des Konzessionsvertrages.

                                               
3 NVS – Nahverkehrs-Service GmbH Bensheim, gegr. 2000 – Zusammenschluß mehrerer Busunternehmen

südhessischer und angrenzender Regionen u.a. Beth/Lampertheim (RNV-Tochter), Werner/Bensheim, Merl/
Speyer und ehemals Glück & Seitz/Seeheim Jugenheim jetzt HEAG mobilo (25%).

4 RMV – Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH Hofheim/Taunus, gegr. 1994 – Land und Kreise von Hessen.
5 DADINA – Darmstadt-Dieburger Nahverkehrsorganisation, gegr. 1997 – Zweckverband des Landkreises

Darmstadt-Dieburg und Stadt Darmstadt (u.a. zuständig für Durchführung von Ausschreibungen).
6 HEAG mobilo GmbH – Hessische Eisenbahn Aktiengesellschaft Darmstadt, gegr. 2005 urspr. 1912 (HEAG) –

Verkehrsunternehmen, Tochterunternehmen der HEAG AG (94,99 % Stadt Darmstadt, 5,01 % Sparkasse
Darmstadt), Dachgesellschaft für HEAG mobiBUS Gmbh & Co KG (Omnibusverkehr), HEAG mobiTram
GmbH & Co KG (Straßenbahnverkehr, HEAG mobiServ GmbH (Werkstattservice). Das 1998 von der HEAG
übernommenes private Busunternehmen Bergsträßer Reisebüro Glück & Seitz GmbH & Co KG aus Seeheim-
Jugenheim wurde zur HEAG mobiBus. Über Glück & Seitz ist die HEAG mobiBus mit 25% an der NVS beteiligt.
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   2. Dezember 2010 Die Stadtverordnetenversammlung beschließt den Haushaltsplan 2011 (HH-Plan
bzw. Auszug nicht in den Akten). Unter „Produkt 1207.010 Bau, Erneuerung, Betrieb und Unterhal-
tung des ÖPNV“ erscheinen in den Erläuterungen (HH-Plan 2011 S. 189) Erträge und Aufwendungen
für den Stadtbus (s. Feststellungen S. 17 Pkt.1.1).

   Februar 2011 Der Kreis übernimmt für die Stadt Heppenheim eine Infrastrukturkostenhilfe von 40%.
Stellvertretend für den Kreis erfüllt die Stadt Heppenheim die Zahlungsverpflichtungen für den Stadtbus.

Linienbetrieb
Es wurden Fahrgastzählungen unter Aufführung von Ein-/Ausstieg je Haltestelle incl. Uhrzeit hand-
schriftlich dokumentiert für 28.3.2011 bis 3.4.2011, 24.6.2011 bis 3.7.2011, 26.9.2011 bis 2.10.2011,
24.10.2011 bis 30.10.2011, 28.11.2011 bis 4.12.2011, 27.2.2012 bis 4.3.2012, 29.6.2012 bis
8.7.2012, 3.8.2012 bis 5.8.2012, 29.102012 bis 4.11.2012, 7.11.2012 bis 9.11.2012. Das heißt für
2011/12 10 Zählungen mit einer Durchschnittsnutzung von 51 Pers./Tag in 2011 und 68 Pers./Tag
in 2012. Augenfällig ist z.B. die geringe Nutzungszahl der Haltestelle Friedhof und Freibad/Stadion.
Während den kostenlosen Weinmarktwochenenden 25./26.6, 2./3.7.2011 und 30.6/1.7., 7./8.7.2012
wurden im Durchschnitt 62 Pers./Tag und zum kostenlosen Stadtkirchweihwochenende 4./5.8.2012
im Durchschnitt 77 Pers./Tag gezählt.

   Mai 2011 Verwaltungsintern wird die schlechte Resonanz beim Stadtbus festgestellt. Der VRN
verlangt pauschalen Mindereinnahmenausgleich von 1.000 € für 11.3. bis 15.3. (Ostern) und 18.3.
bis 20.3.2011, was als „zu teuer“ festgehalten wurde.

   August 2011 Es wird festgehalten, daß die Vorgaben der Stadt für die kostenlose Nutzung zur
Stadtkirchweih nach den Fahrgastzählungen nicht erfüllt wurden.

   September 2011 Es wird seitens des Fachbereichs bemängelt, daß keine Zähldaten der letzten
Aktion „kostenloser Stadtbus“ vorliegen und aufgrund der Reparaturanfälligkeit wiederholt ein
kundenunfreundliches Sprinter-Fahrzeug eingesetzt wurde.

   Dezember 2011 Es wird eine deutlich niedrigere Frequenz am Wochenende gegenüber Arbeits-
tagen festgehalten. Aufgrund der niedrigen Zahlen bei der Zählung am 28.11. bis 4.11.2011 mit im
Durchschnitt 53 Pers./Tag bzw. 371 Pers. gesamt, wurde seitens des Fachbereiches die Frage auf-
geworfen den Samstags-/Sonntags-Betrieb zu streichen.

   18. Mai 2012 Das Regierungspräsidium Darmstadt (RP DA) weist die Stadt Heppenheim im Hin-
blick auf die Nahverkehrsplanung des Kreises Bergstraße darauf hin, daß die Linienführung des
Stadtbusses in sogenannter „Achterschleife“ für den Fahrgast teils unübersichtlich und im Wirkungs-
grad nicht optimiert ist (Nahverkehrsplanung Ziff. III 2.2 – Verbindungsstandarts, Analyse, Verkehrs-
erhebung und Kundenbefragung). Linienänderungs- und -anpassungsmöglichkeiten unter Berück-
sichtigung der Linien 643 und 669 (Haltestellen) werden unter Absprache der Beteiligten gesehen,
da in Anbetracht deren überörtlicher Funktion keine Parallelbedienung i.S.d. §13 PBefG vorliegt.

   2012 Für die Stadtbusbeschriftung werden der Stadt 2.701,13 € in Rechnung gestellt. Gemäß
Unterlagen war der Stadt offensichtlich nicht bewußt, daß die Werbeflächen nur im ersten Jahr
kostenlos waren.

   11. September 2012 In einem Gespräch wird zwischen Stadt Heppenheim, Kreis und NVS eine
Fahrscheinkostensenkung auf 1 € besprochen. Die Stadt müßte die Mehrkosten tragen und evtl. durch
eigene Maßnahmen wie Werbung o.dgl. versuchen den entstehenden Fehlbetrag auszugleichen.

   Dezember 2012 Der VRN meldet gegenüber der Stadt Heppenheim den vereinbarten Finanzie-
rungsbedarf für 2013 mit 157.606 € (13.133.83 €/monatl.). Gemäß Anlage 1 Leistungsbaustein B3
Stadtbus HP beträgt dieser im 1. Betriebsjahr 157.369 €, dann 155.034 €, 157.606 €, 159.473 €,
161.343 €, 163.213 €, 165.084 € und im 8. Betriebsjahr 167.755 €.

   4. Februar 2013 Der VRN teilt der Stadt Heppenheim mit, daß NVS als Linienbetreiber deutlich
geminderte Tarifeinnahmen auf der Stadtbuslinie 679 gemeldet hat und daher der erhöhte jährliche
Finanzbedarf in Rechnung gestellt wird (Kap 4.5 LB). Nach VRN-Angaben waren Tarifeinnahmen
erwartet für das 1. Betriebsjahr 37.450 €, dann 42.800 €, 44.512 €, 46.292 €, 48.145 €, 50.017 €,
52.074 € und im 8. Betriebsjahr 54.157 €. Der zusätzliche Zuschußbedarf wird errechnet für den
Zeitraum vom 1.6. bis 31.12.2013. Danach ergibt sich aus nach 2012 erwarteten Tarifeinnahmen
von 42.800 € abzüglich 4.280 € (10% Selbstbehalt der NVS) abzüglich 10.165,49 € (tatsächliche
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Tarifeinnahmen 2012) ein zusätzlicher Zuschußbedarf von 28.354,51 €, der jeweils im Juni für das
laufende Jahr zu zahlen wäre.

   28. Februar 2013 Der VRN teilt der Stadt Heppenheim die Bereitschaft zu Sondertarifen mit, nicht
auf bestimmte Verkehre, sondern auf Tarifabsenkungen bei entsprechendem Ausgleich.

  28. Februar 2013 Der Stadt Heppenheim wird von NVS mitgeteilt, daß das beauftragte Verkehrs-
planerbüro das Vorliegen der Zählergebnisse des Stadtbusses mitgeteilt hätte, nachdem das ermittelte
Gesamtfahrgastaufkommen den Erwartungen entsprechen würde, aber die täglichen einnahmewirk-
samen VRN-Tarifbeförderungsfälle enttäuschend wären, weswegen die Einnahmeaufteilungsrech-
nung von URN/VRN im 2. Quartal abzuwarten ist.

   Februar 2013 Gutachten der R+T Verkehrsplanung Darmstadt über „NVS GmbH – Fahrgasterhe-
bung Linienbündel nördl. Bergstraße Vorabzug“. Für die Einnahmen-Ausgleichsrechnung wurden
vom 10.11. bis 6.12.2012 Fahrgäste der Stadtbuslinie 679 gezählt, sowie Fahrschein und Reiseweg
befragt mit dem Ergebnis von 82 Pers. /Arbeitstag, 38 Pers./Sa, 20 Pers./So – aufgelistet auf 3 Seiten
sowie 4 Tabellenseiten.

   16. Mai 2013 Der NVS teilt dem VRN mit, daß die zu erzielenden Tarifeinnahmen für den 2010 neu
initiierten Stadtbus HP (679) von den Bietern als Vertragsbestandteil B3 geschätzt wurden, da keine
Daten aus Verkehrserhebungen 2007 vorgelegen haben. Wegen 10% Unterschreitung wird ein
10% erhöhter Zuschußbedarf geltend gemacht. Grundlage sind die vom VRN mitgeteilten auf die
Linie 679 im zweiten Betriebsjahr 2012 entfallenden Tarifeinnahmen von 10.165,49 €, die die im 2.
Betriebsjahr kalkulierten 42.800 € Tarifeinnahmen bei einem Zuschußbedarf von 155.034 € um mehr
als 10 % unterschreiten, weswegen sich der Zuschußbedarf entsprechend erhöht:
Zuschußbedarfserhöhung für 2012 um 28.354,51 € auf 183.388,91 € (42.800 € abzügl. 10% Selbst-
behalt 4.280 € abzüglich erzielte Tarifeinnahmen von 10.165,49 = 28.354,51 €).

   17. Mai 2013 Der Fachbereich des Kreises Bergstraße ÖPNV/Schülerbeförderung bemängelt bei
HEAG mobilo, daß anstatt des der Ausschreibung entsprechenden Fahrzeuges ein 12 m Solofahr-
zeug eingesetzt wird und verlangt entsprechenden Ersatz, auch wenn keine Beklebungen vorhanden
seien.

   6. September 2013 Der NVS teilt in Hinsicht auf ein in Heppenheim am 18.8.2013 stattgefundenes
Gespräch mit, Potential für eine Leistungsreduzierung zu sehen und schlägt ein Fahrplanende für
Arbeitstage 18:55 Uhr und Sa um 16:55 Uhr vor. Aufgrund einer Verringerung von unter 4% würde
es jedoch beim Zuschußbedarf bleiben. NVS wäre auch bereit, vollständige Leistungsreduzierung
bei einer Zuschußreduzierung von 19.340 € zu akzeptieren, soweit die Fahrleistungsreduzierung
des Stadtbusses nicht auf das Zu- und Abbestellungskontingent angerechnet wird, der VRN und
Kreis zustimmen.

   3. Dezember 2013 Verwaltungsintern wird festgehalten, daß durch vertraglich bedingte Kostener-
höhung die jährlichen Gesamtkosten 2014 um rund 30.000 € auf jährlich rund 190.000 € steigen.

   Dezember 2013 Verwaltungsintern wird festgehalten, daß aufgrund der mit dem VRN getroffenen
Vereinbarung (Schreiben vom 5.12.12) für unentgeltliche Beförderung zum Nikolausmarkt am
7.12.2013 der Stadt 100 € in Rechnung gestellt wurden. Hieraus folgend wurde die Wirtschaftsver-
einigung für die Stadtkirchweih und Bergsträßer Weinmarkt e.V. für den Weinmarkt aufgefordert
100 €/je Wochenende zu zahlen, was erfolgte.

   Februar 2014 Es wurden Fahrgastzählungen von Mo 3.2.2014 bis So 2.3.2014 handschriftlich do-
kumentiert, für Februar gesamt 1579 Fahrgäste im Durchschnitt 66 Pers./Arbeitstag, bzw. 33 Pers./
Sa, So.

   April 2014 Der Kreis Bergstraße teilt dem Magistrat im Bewilligungsbescheid für Haushaltsjahr 2014
mit, daß der Förderanteil auf 60% erhöht wird. Er teilt auch mit, daß dem Kreis bis zum Jahr 2014
Fördermittel des Landes Hessen von 614.000 €/jährlich zur Verfügung stehen und für 2015 noch
keine verläßlichen Erkenntnisse vorliegen. Es wird darauf hingewiesen, daß seitens des Land Hessen
strenge Maßstäbe gelten und Rückforderungen bei nicht ordnungsgemäßer oder sachgerechter
Verwendung nicht ausgeschlossen werden können.

   16. Mai 2014 Der VRN macht bei der Stadt Heppenheim wiederholt den zusätzlichen Zuschußbe-
darf aufgrund deutlich geminderter Tarifeinnahmen für den Zeitraum vom 1.1. bis 31.12.2014 über
28.354,51 € geltend.
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Feststellungen zum Untersuchungsauftrag

1. Zur Kontrolle der widersprüchlichen Magistratsaussagen.

Eine wirksame Kontrolle von Einrichtung und Betrieb des Stadtbusses fand durch die Stadtverordne-
tenversammlung nicht statt. Der – in den Akten nicht vorhandene – Beschluß vom 18.6.2009 bein-
haltete ausschließlich den Auftrag an den Magistrat sich an der Ausschreibung mit einem optionalen
Angebot Stadtbus zu beteiligen. Unterlagen über einen Entscheidungsfindungsprozeß nach Vorliegen
des Ausschreibungsergebnisses waren in den Akten ebensowenig enthalten, wie z.B. eine Kosten-
darstellung aus der Forderung des Prüfauftrages von 2008. Eine Einforderung der beauftragten Er-
gebnisse durch die Stadtverordnetenversammlung ergab sich aus den Akten nicht.

Über den Sachstand und die Vertragsklauseln hat Bgm. Burelbach (CDU – ab 1.9.2011) und davor
Bgm. Herbert (SPD) Stadtverordnetenversammlung und Öffentlichkeit falsch informiert:

1.1  In der Mitteilungsvorlage 2013-0146 vom 16.5.2013 für die Magistratssitzung am 22.5.2013, die
Sitzungsrunde beginnend mit SKS am 4.6.2013 und Stadtverordnetenversammlung am 27.6.2013
wird unter Linienkonzeption angegeben, daß die Stadtverordnetenversammlung am 18.6.2009 über
die Einrichtung des Stadtbusses entschieden hätte.

./. Feststellung:
Ein solcher Beschluß war in den Akten nicht vorhanden und wurde auch auf Nachfrage nicht
nachgereicht. Der Stadtverordnetenbeschluß vom 18.6.2009 beinhaltete keinen Auftrag an den
Magistrat, eine Stadtbuslinie zu beauftragen, sondern nur ein optionales Angebot einzuholen.
Der Magistrat hat also ohne den notwendigen Stadtverordnetenbeschluß beauftragt. Erst mit
Verabschiedung des Haushaltes für 2011 am 2.12.2010 wurde das Magistratshandeln von der
Stadtverordnetenversammlung im Nachhinein gebilligt: „Erträge Konten 54210000 ... Zuweisung
Stadtbuslinie 679 (72.000 €) ... Aufwendungen Konten 67900000 ... Stadtbuslinie 679 (160.000 €).“

1.2  Die Stadtverwaltung gibt in ihrer Pressemitteilung vom 11.11.20107 an: „Die Konzession für die
Stadtbuslinie läuft acht Jahre lang. Dabei gibt es allerdings die Option, den Vertrag nach zwei Jahren
seitens der Kreisstadt Heppenheim zu kündigen, sollte der Stadtbus von den Heppenheimer Ein-
wohnern nicht angenommen werden.“ Diese Angabe wurde von Bgm. Herbert (SPD), der Stadtver-
waltung und Bgm. Burelbach (CDU) mehrfach öffentlich wiederholt. Angegeben wurde von Bgm.
Burelbach als möglicher Kündigungstermin Ende 2012.

./. Feststellung:
Nach den vorgelegten Akten gibt es eine solche Kündigungsmöglichkeit nicht (s. Konzessions-
vergabe). Es gibt jedoch eine Abbestellklausel. Diese wurde offensichtlich nicht verstanden:
Nach den Ausführungen der NVS am 11.6.2010 wäre eine Abbestellung nur möglich, wenn „...
die Einnahmen bis auf 12.000 € sinken.“ bzw. wenn sich der Verlust im dritten Betriebsjahr auf
mehr als 189.127,20 € verteuern würde („Abbestellklausel“). Ein so großer Verlust wurde nicht
für möglich gehalten (s. 11.6.2010). Jedoch: Am 16.5.13 teilte der VRN mit, daß die im zweiten
Betriebsjahr 2012 auf die Linie 679 entfallenden Tarifeinnahmen 10.165,49 € betragen. Eine
mögliche Abbestellung hat andere finanzielle Auswirkungen wie eine Kündigung. Im zweiten
Fall würden Fortzahlungen entfallen.

1.3  Auf der Stadtverordnetenversammlung am 14.2.2013 teilte Bgm. Burelbach mit, daß vom Kon-
zessionsnehmer bis zum 31.3.2013 eine Rückmeldung zur Auslastung des Stadtbusses erfolgen wird,
auf deren Grundlage dann über den „auslaufenden Vertrag“ entschieden wird, wie es weitergeht.
(s. auch Pressespiegel)

./. Feststellung:
Bgm. Burelbach redete von einem auslaufenden Vertrag über dessen Fortgang entschieden
werden könnte, obwohl ihm bereits die Mitteilung des Konzessionsnehmers NVS über das
Schreiben der VRN vom 4.2.2013 mit Unterrichtung über die Mehrkosten und den fehlenden
Voraussetzungen einer Kündigung vorlag.

                                               
7 Veröffentlicht als Pressemitteilung auf web-Seite der Stadt. Nach geändertem städtischem EDV-Programm

in 2012 nicht mehr abrufbar. Zitat wortgleich im Pressebericht „Achterschleifen mit 17 Haltestellen“ am
13.11.2010 im Starkenburger Echo erschienen (s. Pressespiegel).
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1.4  In der Mitteilungsvorlage 2013-0146 wird unter Linienkonzeption behauptet: „Die Buslinie 679
wurde ... mit der Zielsetzung in Betrieb genommen, die weißen Flecken ... in der Heppenheimer
Kernstadt zu beseitigen. ... Es war von Anfang an beabsichtigt, dass die neue Linie nicht das ge-
samte Stadtgebiet umfasst ... .“

./. Feststellung:
Dem Runden Tisch lag der einstimmig beschlossene SPD-Antrag vom April 2008 zu Grunde:
„... Einrichtung von Stadtbuslinien im Heppenheimer Stadtgebiet zu prüfen, die eine bessere
ÖPNV-Erschließung sowohl der Weststadt als auch verschiedener Ortsteile (z.B. Hambach,
Kirschhausen u.s.w.) anbieten.“ Erst mit Beschluß vom 18.6.2009 wird beschlossen sich mit
der aktuellen Linienführung ohne Einbindung der Stadtteile an der Ausschreibung zu beteiligen.

1.5  In der Mitteilungsvorlage 2013-0146: „Bislang liegt vom Linienbetreiber, der Nahverkehr-Service
GmbH (NVS) noch keine entsprechende bilanzierte Rückmeldung vor. Im Falle einer weiter unver-
änderten Zuschusssituation läuft der Konzessionsvertrag über die verbleibende Restdauer von 6
Jahren (bis in das Jahr 2018) unter Beibehaltung des Linienbetriebes 679 weiter.“ Im SKS gibt Bgm.
Burelbach lt. Niederschrift an „Herr Bürgermeister Burelbach verweist auf einen Hinweis im letzten
Absatz der Vorlage, wonach vor einer möglichen Beschlussfassung weiterer Schritte eine testierte
Rückmeldung des Linienbetreibers abgewartet werden sollte. Diese liegt zwischenzeitlich vor, so
Herr Bürgermeister Burelbach, und wird allen Stadtverordneten bis zum Wochenende zur Verfügung
gestellt.“

./. Feststellung:
Den Stadtverordneten ‚zur Verfügung gestellt‘ wurde ausschließlich ein Schreiben vom 16.5.2013
der NVS an den VRN – inhaltlich gleich mit Schreiben der VRN vom 4.2.2013 (s.o. 1.3). Im BUS-
Ausschuß am 11.6.2013 gab Bgm. Burelbach mündlich an, daß die „testierte Rückmeldung“
gekommen wäre, der Zuschußbedarf sich auf 18,8 % erhöhen werde und am 18.6.2013 ein Ge-
spräch in Mannheim stattfinden würde. Ein Ergebnisbericht liegt bis heute ebensowenig vor, wie
die im SKS zugesagte „testierte Rückmeldung“.
Die Mehrkosten waren der Stadt durch Meldung vom VRN seit 4.2.2013 bekannt.

1.6  Am 12.5.2011 bittet die LIZ.LINKE-Fraktion um Mitteilung der bisherigen Fahrgastzahlen, Vorlage
der Wirtschaftlichkeitsberechnung und erwartete Fahrgastzahlen pro Monat, sowie um die vertrag-
lichen Bindungen zum Niederflurbus. Der Magistrat antwortet am 1.9.2011: „Der neue Fahrplan für
den Stadtbus ist aufgelegt. Er wird morgen in die Haushalte verteilt, die Presseberichterstattung erfolgt
am Wochenende. Mit den neuen Fahrzeiten will man den Kritikpunkten des Seniorenbeirates gerecht
werden, die jedoch noch nicht alle eingearbeitet werden konnten. Zu den beiden kostenfreien Wochen-
enden, Weinmarkt und Kerwe, liegen noch keine Zahlenangaben vor, diese werden nachgereicht.“

./. Feststellung:
Laut den vorgelegten Akten gab es bereits vor der Anfrage der LIZ.LINKE-Fraktion Fahrgastzäh-
lungen für die Woche 28.3.2011 bis 3.4.2011. Bis zur Magistratsantwort wurde eine weitere
Zählung vom 24.6.2011 bis 3.7.2011 durchgeführt, so daß festgestellt werden kann, daß der
Magistrat weder zeitnah, noch sachgerecht und wahrheitsgemäß auf die Anfrage geantwortet
hat. Auf weitere Nachfrage teilte der Magistrat am 24.10.2011 mit: „Zählung Stadtbus; Zeitraum:
Woche vom 26.09 bis zum 02.10.2011. Es haben in dieser Woche insgesamt 328 Personen den
Stadtbus benutzt.“ Der Magistrat verschweigt weiterhin die ersten beiden Zählungen und gibt
trotz detaillierter Zählung nur pauschale Angaben heraus. Die vorhandenen vertraglichen Bin-
dungen zum Niederflurbus, die erwarteten Fahrgastzahlen und die Wirtschaftlichkeitsberechnung
verschweigt der Magistrat und wurden bis heute nicht vorgelegt.

1.7  In der Mitteilungsvorlage 2013-0146 vom 16.5.2013 wird zum Thema Fahrgastzahlen ausgeführt:
„Eine im Zeitraum vom 10. November bis 06. Dezember 2012 vom Linienbetreiber in Auftrag gege-
bene Fahrgastzählung hat nachfolgende Zahlen ergeben: Montag bis Freitag: 82 Fahrgäste (pro Tag)
Samstag: 38 Fahrgäste Sonntag: 20 Fahrgäste. Auf das Jahr bezogen ergibt sich somit hochgerechnet
eine Fahrgastzahl von rd. 20.000 Fahrgästen. Diese Zahlen sind durch eine im April 2013 durch die
Stadt Heppenheim initiierte Fahrgastzählung bestätigt.“

./.Feststellung:
Es werden seitens der Verwaltung weiterhin zahlreiche Zählungen und deren Detaillierung (Halte-
stellenscharf) verschwiegen. Nach den vorgelegten Akten gab es keine von der Stadt beauftragte
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Zählung im April 2013, sondern ein von der NVS in Auftrag gegebenes Gutachten zur Fahrgast-
ermittlung (R+T).

1.8  Im BUS-Ausschuß am 11.6.2013 führte Frau Janßen (LIZ.LINKE) den Pressebericht vom
7.12.2010 zur Vorstellung des neuen Busangebots an: „ ... Zu den Vorteilen des neuen Stadtbusses
mit seinen 21 Plätzen, gehört auch die behinderten- und kinderwagengerechte, weil niedrig geführte
Konzeption des Fahrzeugs.“ und wies auf die tatsächlich fahrenden Standartbusse bzw. Minibusse
hin. Der zuständige Fachbereichsleiter gab an, daß aufgrund hoher Reparaturanfälligkeit des anfangs
eingesetzten Busses ein Ersatzfahrzeug angeschafft werden würde.

./.Feststellung:
Bis heute wird die Stadtbuslinie mit unterschiedlichen Fahrzeugen bedient. Statt des ursprüng-
lichen Midibusses Iveco Daily mit 21 Sitzplätzen bei 8,5 m Fahrzeuglänge, wird teils ein Standart-
/Solobus mit ca. 12 m oder überwiegend ein Minibus Mercedes City Sprinter mit 11 Plätzen bei
ca. 7 m Fahrzeuglänge eingesetzt. Die Möglichkeiten aus Vertragsverletzungen den Weg der
außerordentlichen Kündigung zu beschreiten wurde seitens der Stadt trotzdem nicht genutzt.
Auch Abmahnungen fanden sich in den vorgelegten Akten nicht.

2. Zur Beurteilung von Möglichkeiten und Handlungsspielräumen einer möglichen Arbeitsgruppe.

Der auf Grundlage des GLH-Antrages von Bgm. Burelbach (CDU) im Februar 2014 eingerichtete
Arbeitskreis besteht aus den personenidentischen Teilnehmern, die für die Linie hauptverantwortlich
zeichnen und bisher Änderungen ausgeschlossen haben: Bgm. Burelbach (CDU), Behindertenbe-
auftragter Bechtel (SPD), Verkehrsverbund Rhein-Neckar (VRN), Kreis Bergstraße (Fachbereich
ÖPNV und Schülerbeförderung) und Stadt Heppenheim (Fachbereich u.a. ÖPNV). Trotz Beschluß-
lage einer überfraktionellen Arbeitsgruppe war kein Stadtverordneter beteiligt. Ein Abschlußbericht
wurde von Bgm. Burelbach (CDU) als Mitteilungsvorlage 2015-0020 vom 20.1.2015 in die Stadtver-
ordnetenversammlung gegeben, aber vor Behandlung im BUS-Ausschuß am 27.1.2015 auf Antrag
von CDU-Fraktionsvorsitzenden Semmler mit der Begründung, eine Vortragsveranstaltung von Pro
Bahn abwarten zu wollen, obwohl diese abgesagt war, mit 10-Ja- / 1-Nein-Stimme (LIZ.LINKE) / 0-
Enthaltungen von der Tagesordnung abgesetzt (s. Anlage 2015-0020).

Eine Arbeitsgruppe macht nur Sinn, wenn sie Handlungsspielräume hat, entweder aufgrund vertrag-
licher Möglichkeiten, oder absehbarem Vertragsende, z.B. durch Kündigung und wenn Verwaltungs-
bzw. politischer Wille für Änderungen während der Vertragslaufzeit oder für die Zeit nach Ende der
Konzessionsbindung vorliegt.

2.1 Abmahnungen zu von den Vertragsbedingungen abweichenden Bussen ergaben sich aus den
Akten nicht, obwohl dies Kündigungsmöglichkeiten eröffnet hätte. Ein Verwaltungswillen zur
vorzeitigen Vertragsauflösung ist aus den vorliegenden Akten nicht zu ersehen.

Starkenburger Echo 10.3.2011: Ausgebremster Stadtbus:
Wenn wie vor wenigen Tagen auf die größere Version

zurückgegriffen werden muss, kann schon ein falsch ab-
gestelltes Auto zum Hindernis werden.   Foto: Lutz Igiel

Standart-/Solobus.

Starkenburger Echo 4.12.2013: Zukunft unsicher: Die
Diskussion um Heppenheims Stadtbus geht weiter. Auf Wunsch
der Fraktion LIZ.LINKE soll sich nun ein Akteneinsichtsausschuß

um das Thema kümmern   Foto: Lutz Igiel
Minibus Mercedes City Sprinter.
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2.2 Vertraglich vereinbart ist eine Jahreskilometerleistung, sowie die Bedingung, keine Parallelan-
dienung vorzunehmen. Dies eröffnet Möglichkeiten einer Neukonzeption, soweit die Fahrgast-
zählungen zugänglich gemacht und nicht nur im Rahmen eines Akteneinsichtsausschusses ge-
sichtet werden können. Der RP DA sieht gemäß Schreiben vom 18.5.2012 ebenfalls Linienän-
derungs- und -anpassungsmöglichkeiten. Da der Magistrat unter Bgm. Burelbach sowohl den
Stadtverordneten, wie den zur Arbeitsgruppe ÖPNV hinzugezogenen Experten die Ergebnisse
aus den Fahrgastzählungen vorenthält, ist ein Wille zur Änderung des Status quo nicht zu er-
kennen.

2.3 Am 5.12.2013 fragte Frau Janßen (LIZ.LINKE) in der Stadtverordnetenversammlung, warum
keine Behandlung des Kreisnahverkehrsplanes 2014 in der Heppenheimer Stadtverordnetenver-
sammlung stattfand und erhielt die Antwort (Az. 32/ha, 13.1.2014), daß die „gesetzliche Frist“
nach dem Anhörungsverfahren des Entwurfes (lt. Kreis-Schreiben vom 29.10.13 bis 15.11.2013)
„eine Behandlung im Magistrat, dem BUS und der Stadtverordnetenversammlung nicht zuge-
lassen hätte.“ Dies obwohl reguläre Magistratssitzungen am 6. und 13.11.2013 und SKS- und
Seniorenbeiratssitzung am 12.11.2013 stattfanden. Die in Vorbereitung der Fortschreibung
abgegebene 1-seitige Stellungnahme der Stadt vom 4.3.2013 läßt keinen Willen zur Änderung
und Optimierung erkennen, was eigentlich Voraussetzung für eine Arbeitsgruppe wäre: „Durch
die Einführung des Stadtbusses wurden sogenannte ‚weiße Flecke‘ im ÖPNV-Liniennetz der
Kernstadt von Heppenheim beseitigt. Die Stadtteile sind durch Ruftaxilinien in Ergänzung zu dem
bestehenden Busliniennetz an die Kernstadt bedarfsorientiert angebunden. Die Stadt Heppen-
heim ist weiterhin bestrebt, das bestehende ÖPNV-Angebot im Rahmen der verfügbaren Haus-
haltsmittel zu erhalten bzw. zu optimieren.“

Unter den Gesichtspunkten der jahrelangen Nichtinformation und falschen Angaben von Bgm. Burel-
bach (CDU), der Stellungnahme zum Kreisnahverkehrsplan und der vom Stadtverordnetenbeschluß
abweichenden Besetzung des Arbeitskreises (Verwaltungsmitarbeiter anstatt überfraktionell) ist unter
Bgm. Burelbach keine Bereitschaft zu erkennen, eine Lösung des Problems Stadtbus Linie 679 her-
beizuführen. Unter diesen Voraussetzungen macht ein Arbeitskreis erst unter anderen politischen
Mehrheiten Sinn.

3. Zur Kontrolle der Stadtverwaltung, ob der Stadtverordnetenbeschluß zur Einrichtung der Stadt-
buslinie beschlußkonform durchgeführt wurde.

Die Stadtbuslinie wurde unter Einbeziehung aller damaligen Fraktionen und Stadtverordneten (CDU,
SPD, FDP, GLH, FWHPINI, DIE LINKE) konzipiert, die Beauftragung durch Beschluß über den Haus-
halt 2011 gebilligt. Die Mitarbeiter der Stadtverwaltung (s. Vorgeschichte November 2008), sowie der
VRN (s. Vorgeschichte März 2009) haben frühzeitig auf Risiken und kurze Planungszeit hingewiesen.
Stadtverordnetenmehrheit und Magistrat haben im Wissen um die Vertragsinhalte beschlossen (s.
auch Mehrheitsbeschluß Ergebnisfeststellung Akteneinsichtsausschuß 21.10.2014:  „keinerlei neue
Erkenntnisse ergeben haben“). Die Falschangaben, insbesondere zu den Kündigungsmöglichkeiten,
sind offensichtlich aus politischen Opportunitätsgründen erfolgt, vielleicht weil man abseits aller sach-
lichen Grundlagen und wirtschaftlichen Voraussetzungen hoffte, daß der Stadtbus im Laufe der Zeit
dennoch genutzt werden würde und man die politischen Lorbeeren ernten könnte.

4. Zur Kontrolle der Wirtschaftlichkeit und ob gegen  Haushaltsrechtsgrundlagen verstoßen wurde.

Mit der Einrichtung der Stadtbuslinie 679 wurde gegen den Haushaltsgrundsatz des § 92 (2) HGO
„Die Haushaltswirtschaft ist sparsam und wirtschaftlich zu führen“ verstoßen. Eine notwendige Risi-
kobewertung wurde ebensowenig eingeholt, wie die Wirtschaftlichkeit geprüft wurde. Nichtberück-
sichtigung grundsätzlicher Erfordernisse einer Stadtbuslinie (Achterschleife, Ziele/Haltestellen, Tak-
tung) führen zur Nichtnutzung und damit zu erheblichem Zuschußbedarf. Insbesondere die Fehler
bei der falschen Abschätzung von ‚reiner Stadtbusnutzung‘ und ‚Umsteigern‘ verursacht Fehlein-
nahmen, neben Verschleppung von Änderungsmöglichkeiten und das ‚Nichtüberschauen‘ tatsäch-
licher vertraglicher Bindungen.
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Schlußwort - Fazit

Stadtverordnetenvorsteher Wondrejz (CDU), der in der Wahlperiode 2006-2011 als Stadtrat und Ver-
treter des Bgm. mit der Vertragsabfassung für die Stadtbuslinie mitbefaßt war, verzögerte die Ein-
richtung des Akteneinsichtsausschusses. Ausschußvorsitzender Neumann (SPD) weigerte sich den
Ausschuß auf die Tagesordnung zusetzen, obwohl die Kommunalaufsicht die Kommunalrechtswidrig-
keit dieses Vorgehens ebenso wie bei Herrn Wondrejz feststellte und aufforderte die Angelegenheit
zu behandeln. Bgm. Burelbach (CDU) benötigte ein halbes Jahr um 3 Ordner vorzulegen, die zudem
offensichtlich nicht vollständig waren. Die Stadtverordnetenmehrheit beschloß vielfach gegen die
Stimme der LIZ.LINKE-Fraktion die öffentliche Akteneinsicht, obwohl Städtetag und Kommunalauf-
sicht schriftlich die Nichtöffentlichkeitserfordernis während der sogenannten ‚Lesestunde‘ mitgeteilt
hatten. Öffentliche Akteneinsicht offensichtlich nur, um sich die Möglichkeit zu schaffen, die Akten-
einsicht durch laute Gespräche stören zu können und mit Beschlußfassungen über Monate zu ver-
schleppen, das eigene Desinteresse durch provokatives Verlassen der Sitzung nach jeweiliger Be-
schlußfassung dokumentierend, ohne Rücksicht auf zusätzliche Belastungen von Verwaltungsmit-
arbeitern und interessierten Stadtverordneten.

Das Verhalten ist ebenso wie der Mehrheitsbeschluß zum Ergebnisbericht der Akteneinsicht erklärbar.
Denn diese kommunalpolitischen Mehrheiten zeichnen verantwortlich für die abstruse Linienführung
und den fragwürdigen Vertragsabschluß abseits grundlegender ÖPNV-Erfordernisse. Ebenso sind
diese verantwortlich für die kurze Planungszeit und Beschlußfassung auf dünner Erkenntnislage,
denn eine Verfolgung von Ergebnissen aus den beschlossenen Prüfaufträgen an den Magistrat er-
folgte nicht. Die derzeitigen Informationen über Fachleute, wie jetzt von ProBahn initiiert, der Abgleich
mit andernorts üblicher Vertragsgestaltung, oder die Möglichkeiten einer angemessenen Kontrolle
der Abrechnung in Hinsicht auf die derzeitige Assoziationsverstrickung von Konzessionsgebern mit
Konzessionsnehmern (VRN/URN), hätte damals bei sachgemäßer Erörterung geprüft werden können
und müssen. Daß der Magistrat ohne notwendigen Stadtverordnetenbeschluß beauftragte, sich die
Stadtverordnetenversammlung hieran nicht störte, dokumentiert das Desinteresse am Ausschreibungs-
ergebnis und den finanziellen Folgen. Denn angesichts des hohen Heppenheimer Schuldenstandes,
der zunächst zur Nichtgenehmigung des Haushaltes 2011 durch die Aufsichtsbehörde und 2 Jahre
nach Vertragsabschluß zur Schutzschirmkommune führte, waren 2010 „finanzielle Spielräume“ für
einen weitgehend leer fahrenden Stadtbus wohl kaum gegeben. Das Verschweigen der Fahrgast-
zählungen von Bgm. Burelbach gegenüber der Stadtverordnetenversammlung verdeutlicht, daß keine
Änderung am Vertragsverhältnis und keine Verbesserungsvorschläge gewünscht sind. Die in der
Akteneinsicht vorgefundene Handlungsweise bei anschließender Informationsverweigerung mit u.a.
auch kommunalrechtswidriger Auslegung der Geschäftsordnung, um die eigene Verantwortung zu
verschleiern, muß auch in dieser Wahlperiode unter Bgm. Burelbach (CDU) als für Heppenheim
typisch oder normal bezeichnet werden – zum finanziellen Schaden der Stadt.

Heppenheim, den 9. März 2015
Fraktion LIZ.LINKE

......................................................................................

Ulrike Janßen Dr. Bruno Schwarz
Berichterstatterin, Stadtverordnete WG LIZ Stadtverordneter DIE.LINKE
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Pressespiegel

Datum        Überschrift                                                                                                       Erscheinungsort  Seite

04.06.09 „Wie Geisterbusse zu einer Phantomdiskussion führen“ morgenweb 24
19.06.10 „‘Ostbahnhof‘ soll fallen“ (Ausschnitt) echo online 25
13.11.10 „Achterschleife mit 17 Haltestellen“ echo online 26
07.12.10 „Ein Blick in den neuen Stadtbus“ echo online 25
20.12.10 „Obermayr: Kosten sorgten für Ernüchterung“ echo online 26
10.03.11 „‘Meine Linie‘ wirbt um Nutzer“ echo online 27
08.06.11 „Vernetzung unbekannt, Weststadt-Wohngebiete werden nicht angesteuert“ echo online 28
08.06.11 „Der Durchbruch lässt auf sich warten“ echo online 29
17.06.11 „Kostenloser Stadtbus zum Weinmarkt“ echo online 30
29.09.12 „Stadtbus fährt an seinen Kunden vorbei“ echo online 31
16.02.13 „Zukunft des Stadtbusses“ Magistratsbericht Bergsträßer Anzeiger 32
13.06.13 „Höherer Zuschußbedarf für Stadtbus“ echo online 32
29.06.13 „Stadtbus soll weg vom negativen Image“ echo online 33
23.11.13 „Stadtbus wird (noch) nicht aufgegeben“ echo online 34
04.12.13 „LIZ.LINKE will Akteneinsicht“ Bergsträßer Anzeiger 35
19.02.14 Thema Stadtbus LIZ.LINKE sieht Klärungsbedarf“ Bergsträßer Anzeiger 34
22.05.14 „Öffentlicher Blick in die Akten“ echo online 36
11.11.14 „Stadtbus keine neuen Erkenntnisse“ echo online 35
23.02.15 Und es ward dunkel Starkenburger Echo 28

---------------------------------------------------------
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Unterlagen / Schriftverkehr

Vorbemerkungen: Aufgrund der von Ausschußvorsitzenden Neumann (SPD) öffentlich gemachten
Unterlagen ist in Zusammenhang mit dem Akteneinsichtsausschuß angefallener Schriftverkehr auf-
genommen. Kurzbriefe oder bloße Nachfragen und diesbezügliche Antworten wurden nicht aufge-
nommen.

Die Veröffentlichung dient auch der Verdeutlichung wie die Weigerung eines Bürgermeister über
Sachverhalte angemessen zu informieren, und individuelle Geschäftsordnungsauslegungen zur Ver-
schleierung eigener Verantwortlichkeiten, bzw. der eigenen Partei, in Heppenheim Verwaltungskosten
durch Hinzuziehung unterschiedlichster Verwaltungsebenen verursacht. Eine HGO-konforme Behand-
lung durch Bgm. Burelbach hätte erhebliche Kosten eingespart und die Nerven vieler Beteiligter
geschont.

Datum        Inhalt                                                                                                                                     Absender

18.06.09 Stadtverordnetenbeschluß Az 32-BS-0064/2009 Magistrat Stadt Heppenheim
04.02.13 Fortschreibung Lokaler Nahverkehrsplan Magistrat Stadt Heppenheim
20.01.15 2015-0020 Mitteilungsvorlage Arbeitskreis ÖPNV Magistrat Stadt Heppenheim

22.11.13 Akteneinsichtsverlangen Fraktion LIZ.LINKE
27.11.13 Aufforderung Verlangensbegründung Stadtverordnetenvorsteher H. Wondrejz (CDU)
02.12.13 Antwort an  H. Wondrejz Fraktion LIZ.LINKE
17.12.13 Kommunalaufsichtsbeschwerde ./. H. Wondrejz Fraktion LIZ.LINKE
21.03.14 Kommunalaufsichtsbeschwerde ./. J.B. Neumann Fraktion LIZ.LINKE
02.04.14 Stellungnahme zur Kommunalaufsichtsbeschwerde J.B. Neumann (SPD)
09.04.14 Anfrage an Städtetag Stadtverordnetenvorsteher H. Wondrejz (CDU)
09.04.14 Schreiben an Fraktion LIZ.LINKE Stadtverordnetenvorsteher H. Wondrejz (CDU)
10.04.14 Antwort der Kommunalaufsicht ./. H. Wondrejz Kreis Bergstraße
12.04.14 Antwort auf J.B. Neumann an H. Wondrejz Fraktion LIZ.LINKE
22.04.14 Antwort auf Schreiben H. Wondrejz Städtetag
24.04.14 Antwort der Kommunalaufsicht ./. J.B. Neumann Kreis Bergstraße
24.04.14 Aufforderung an J.B. Neumann Kreis Bergstraße
29.04.14 Schreiben an H. Wondrejz J.B. Neumann (SPD)
29.04.14 Stellungnahme zur Kommunalaufsichtsbeschwerde J.B. Neumann (SPD)
14.05.14 Schreiben an J.B. Neumann Stadtverordnetenbüro
14.05.14 Antwort auf Schreiben J.B. Neumann Kreis Bergstraße
09.05.14 Antwort auf Schreiben H. Wondrejz Städtetag
16.05.14 TOP BUS 20.5.14 Erklärung des Ausschußvorsitzenden J.B. Neumann (SPD)
17.05.14 Stellungnahme zur Antwort der Kommunalaufsicht J.B. Neumann (SPD
04.06.14 Antwort auf Schreiben J.B. Neumann Kreis Bergstraße
12.06.14 Stellungnahme zur Antwort der Kommunalaufsicht J.B. Neumann (SPD)
30.06.14 Anfrage von J.B. Neumann zum Akteneinsichtsvorgehen J.B. Neumann (SPD)
02.07.14 Antwort auf Schreiben J.B. Neumann Kreis Bergstraße
15.07.14 Antwort auf Dienstaufsichtsbeschwerde von J.B. Neumann Kreis Bergstraße
16.07.14 Stellungnahme zur Antwort der Kommunalaufsicht J.B. Neumann (SPD)
18.07.14 Antwort der Kommunalaufsicht an J.B. Neumann Kreis Bergstraße
03.11.14 Top 7.10 der Niederschrift Stadtverordnetenversammlung Magistrat Stadt Heppenheim

---------------------------------------------------------
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Bergsträßer Anzeiger
16. Februar 2013

Bericht aus dem Magistrat‘
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